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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung dage- 
gen, dass ab Januar 2013 sogar schon Demenz- 
kranke in Pflegeheimen sowie Seh- und Hörbe- 
hinderte, die bisher von der GEZ-Gebühr 
(GEZ: Gebühreneinzugszentrale) befreit wa- 
ren, von der GEZ mit einer Rundfunkabgabe 
belastet werden? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann, 

vom 9. Januar 2013 

Die Voraussetzungen der Rundfunkbeitragspflicht und der Befrei- 
ung von der Rundfunkbeitragspflicht sind durch die Eänder im 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBStV) zum 1. Januar 2013 neu ge- 
regelt worden. Ihnen obliegt die Ausgestaltung der inländischen 
Rundfunkordnung, einschließlich der Regelungen zur Einanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Die Bundesregierung ist weder 
an der Gesetzgebung in diesem Bereich noch an der Ausführung der 
betreffenden Vorschriften beteiligt. 

Der RBStV regelt in § 4 für natürliche Personen im privaten Bereich 
die Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht und die Ermäßigung 
der Rundfunkbeitragspflicht. Danach haben finanziell leistungsfähi- 
ge Menschen mit Behinderungen einen ermäßigten Beitrag in Höhe 
von einem Drittel des Rundfunkbeitrags zu entrichten, sofern sie 
nicht einen Befreiungsgrund geltend machen können. Die Beweg- 
gründe der Eänder für die Gestaltung der Befreiungs- und Ermä- 
ßigungsbestimmungen sind der Begründung zum Eünfzehnten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag zu entnehmen (im Internet abruf- 
bar unter: www.rlp.de/ministerpraesident/staatskanzlei/medien/). 

Die Bundesregierung begrüßt, dass die Intendantinnen und Inten- 
danten von ARD, ZDE und Deutschlandradio sich laut einer Presse- 
information vom 19. Dezember 2012 darauf verständigt haben, dass 
Pflegeheimbewohner ab dem Jahr 2013 keinen Rundfunkbeitrag 
zahlen müssen. Damit entfällt die in der Präge angesprochene Pro- 
blematik der Belastung von Demenzkranken in Pflegeheimen. 


2. Abgeordnete 

Jutta 

Krellmann 

(DIE EINKE.) 


Wie ist das Verfahren zur Befreiung von der 
Rundfunkgebührenpflicht für Personen, denen 
eine soziale Eeistung wegen Überschreitung 
der Bedarfsgrenze versagt wurde - wobei die 
Überschreitung geringer als die Höhe des Rund- 
funkbeitrags ist - und die einen ablehnenden 
Bescheid vorlegen müssen, aus dem die Höhe 
der Überschreitung ersichtlich ist oder aber 
eine Bescheinigung, dass sie keine Transferleis- 
tung beziehen, für die eine Bedarfsermittlung 
vorgenommen wird (vgl. https://service.rund- 
funkbeitrag.de/anmelden_und_aendern/antrag 
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_auf_befreiung/), und wie können z. B. Rent- 
ner gegenüber der GEZ ihren Anspruch auf 
Gebührenbefreiung in solchen Fällen nachwei- 
sen? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann, 

vom 8. Januar 2013 

Die Voraussetzungen der Rundfunkbeitragspflicht und der Befrei- 
ung von der Rundfunkbeitragspflicht sind durch die Länder im 
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBStV) zum 1. Januar 2013 neu ge- 
regelt worden. Ihnen obliegt die Ausgestaltung der inländischen 
Rundfunkordnung, einschließlich der Regelungen zur Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Die Bundesregierung ist weder 
an der Gesetzgebung in diesem Bereich noch an der Ausführung der 
betreffenden Vorschriften beteiligt. 

Die Ausführung der Bestimmungen über die Befreiung von der 
Rundfunkbeitragspflicht liegt in der Verantwortung der Landesrund- 
funkanstalten. Der Bundesregierung liegen keine über das in der Fra- 
ge in Bezug genommene Informationsangebot hinausgehenden 
Angaben dazu vor, wie der Beitragsservice von ARD, ZDF und 
Deutschlandradio das Verfahren der Befreiung von der Rundfunk- 
beitragspflicht im Einzelnen gestaltet. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


3. Abgeordnete 

Viola von 
Cramon- 
Taubadel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Beschwerden türkischer Reisender 
und Handelsvertreter sind der Bundesregie- 
rung über Probleme bei der Visavergabe und 
Einreise nach Deutschland im Jahr 2012 be- 
kannt (bitte detailliert mit Zahlen und Informa- 
tionen, auch aus bilateralen Gesprächen mit 
der Türkei, beantworten)? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 10. Januar 2013 

Beschwerden türkischer Staatsangehöriger über Probleme bei der Vi- 
savergabe werden durch die Bundesregierung nicht zentral erfasst 
und statistisch ausgewertet. Sie gehen bei den Auslandsvertretungen 
in der Türkei, dem Referat für Visumeinzelfälle im Auswärtigen Amt 
oder dem Bürgerservice des Auswärtigen Amts ein und werden in 
der jeweiligen Zuständigkeit bearbeitet. Dabei richten sich diese 
Beschwerden zumeist gegen die Visumpflicht als solche, die Anforde- 
rung bestimmter Dokumente, die als zu kurz empfundene Gültig- 
keitsdauer erteilter Visa oder stellen auf die Art und Weise der 
Behandlung ihres Anliegens ab. Beschwerden über die Wartezeiten 
haben seit der Auslagerung der Annahme von Visumanträgen für 
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Kurzzeitaufenthalte an externe Dienstleister im September bzw. No- 
vember 2012 unter Verzicht auf die persönliche Vorsprache der An- 
tragsteller weiter abgenommen. 

Statistisch erfasst werden hingegen Remonstrationen, d. h. Anträge 
auf Überprüfung ablehnender Entscheidungen, wobei nicht nach 
Schengen- und nationalen Visa unterschieden wird. Ebenso werden 
verwaltungsgerichtliche Klagen erfasst. In diesen Rechtsbehelfsver- 
fahren geht es jedoch nicht um Probleme bei der Visavergabe, son- 
dern um die rechtliche Überprüfung der Erfüllung gesetzlicher Ertei- 
lungsvoraussetzungen nach einer Visumverweigerung. 

Die Bundespolizei erfasst Beschwerden über Maßnahmen der Bun- 
despolizei gesondert. Eine Recherche nach der Staatsangehörigkeit 
des Beschwerdeführers ist nicht möglich. Beschwerden werden auf 
den verschiedenen Ebenen der Bundespolizei nach örtlicher Zustän- 
digkeit beantwortet. 


4. Abgeordnete 
Viola von 
Cramon- 
Taubadel 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche konkreten Initiativen plant die Bundes- 
regierung, um die vom Bundesminister für 
Wirtschaft und Technologie Dr. Philipp Rösler 
beim Internationalen Tag der Migranten am 
18. Dezember 2012 in Hannover geforderte 
Erleichterung bei der Visavergabe im Hinblick 
auf die Türkei umzusetzen, und warum setzt 
sie sich vor diesem Hintergrund nicht auf EU- 
Ebene (EU: Europäische Union) für eine vi- 
sumfreie Einreise türkischer Staatsangehöriger 
für die Kurzzeitauf enthalte innerhalb der 
Europäischen Union ein, wie von der Eraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Bundestags- 
drucksache 17/3686) gefordert? 


Antwort des Staatsministers Michael Link 
vom 10. Januar 2013 

Die Bundesregierung arbeitet fortlaufend daran, das Visumverfahren 
weiter zu vereinfachen und zu beschleunigen. Die deutschen Aus- 
landsvertretungen in der Türkei wenden die im EU-Visakodex vorge- 
sehenen Verfahrenserleichterungen umfassend an. Spürbare Erleich- 
terungen für türkische Staatsangehörige bringen dabei insbesondere 
die verstärkte Vergabe von Mehrjahresvisa sowie die vor Kurzem er- 
folgte Auslagerung der Annahme von Visumanträgen für Kurzzeit- 
aufenthalte an externe Dienstleister unter Verzicht auf die persönli- 
che Vorsprache der Antragsteller (seit September 2012 in Istanbul, 
Ankara, Bursa und Gaziantep; seit November 2012 in Izmir und An- 
talya). 

Im Juni 2012 hat die Europäische Union beschlossen, mit der Türkei 
einen so genannten breiten Dialog zu Justiz- und Innenthemen zu 
führen. Im Rahmen dieses Dialogs und parallel zur Unterzeichnung 
und Umsetzung des bereits ausgehandelten Rückübernahmeabkom- 
mens zwischen der EU und der Türkei sollen auch Gespräche über 
eine künftige Visaliberalisierung geführt werden. Die Bundesregie- 
rung setzt sich für eine kooperative und konstruktive Zusammenar- 
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beit mit der Türkei im Rahmen dieses Dialogs ein, an dessen Ende 
die Aufhebung der Schengen-Visumpflicht für die Türkei stehen 
kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


5. Abgeordnete 

Viola von 
Cramon- 
Taubadel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele türkische Staatsangehörige sind im 
Jahr 2012 nach Deutschland eingereist (bitte 
in visumfreie und visumpflichtige Einreise un- 
terscheiden), und wie viele türkische Staatsbür- 
ger wurden bei Grenzkontrollen wieder abge- 
wiesen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 10. Januar 2013 

Die Bundespolizei erfasst lediglich die Anzahl der über die deutschen 
Schengen-Außengrenzen in das Bundesgebiet einreisenden Perso- 
nen, da an den Schengen-Binnengrenzen keine Grenzübertrittskon- 
trollen stattfmden. Eine Erfassung der Staatsangehörigkeit und eine 
Unterteilung in visumfreie und visumpflichtige Einreise erfolgt dabei 
nicht. 

Im Zeitraum von Januar bis November 2012 sind insgesamt 345 tür- 
kische Staatsangehörige vor ihrer Einreise in das Bundesgebiet zu- 
rückgewiesen worden. Die statistische Erhebung hierzu für Dezem- 
ber 2012 liegt noch nicht vor. 


6. Abgeordnete 

Viola von 
Cramon- 
Taubadel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aufgrund welcher Rechtsgrundlagen und Vor- 
schriften ermitteln die deutschen Grenzbehör- 
den Informationen über den Einreisezweck 
von türkischen Staatsbürgern, und inwieweit 
sind sie bei der Personenkontrolle auskunfts- 
pflichtig, bzw. welche Rechte einer Auskunfts- 
verweigerung genießen sie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Christoph Bergner 
vom 10. Januar 2013 

Die Durchführung von Grenzkontrollen richtet sich nach der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 562/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 15. März 2006 über einen Gemeinschaftskodex für das 
Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzko- 
dex). Danach sind alle Drittstaatsangehörigen eingehend zu kontrol- 
lieren (Artikel 7 Absatz 3 des Schengener Grenzkodexes). Diese Ein- 
reisekontrolle umfasst die Überprüfung der in Artikel 5 Absatz 1 des 
Schengener Grenzkodexes normierten Einreisevoraussetzungen. Da- 
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nach muss der Drittstaatsangehörige den Zweck und die Umstände 
des beabsichtigten Aufenthaltes belegen. Der Anhang I zum Schen- 
gener Grenzkodex enthält eine nicht abschließende Liste von Bele- 
gen, die sich der Grenzschutzbeamte von dem Drittstaatsangehöri- 
gen vorlegen lassen kann, um zu prüfen, ob die Voraussetzungen des 
Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe c des Schengener Grenzkodexes er- 
füllt sind. Auskunftsverweigerungsrechte sieht der Schengener 
Grenzkodex nicht vor. Einem Drittstaatsangehörigen, der nicht alle 
Einreisevoraussetzungen des Artikels 5 Absatz 1 des Schengener 
Grenzkodexes erfüllt und der nicht zu dem in Artikel 5 Absatz 4 des 
Schengener Grenzkodexes genannten Personenkreis gehört, wird die 
Einreise in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten verweigert. 


7. Abgeordnete 

Jutta 

Krellmann 

(DIE EINKE.) 


Wie hoch war im Jahr 2012 die Anzahl der be- 
fristet Beschäftigten im Bundeskanzleramt und 
in den Bundesministerien (einschließlich der 
dazugehörigen Bundesoberbehörden)? 


8. Abgeordnete 

Jutta 

Krellmann 

(DIE EINKE.) 


Wie hoch war im Jahr 2012 der Anteil der be- 
fristet Beschäftigten im Bundeskanzleramt und 
in den Bundesministerien (einschließlich der 
dazugehörigen Bundesoberbehörden)? 


Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Pritsche 
vom 4. Januar 2013 

Aufgeschlüsselt nach Ressorts (einschließlich Bundesoberbehörden) 
wurden mittels Ressortabfrage folgende Zahlen zur Anzahl befriste- 
ter Beschäftigter und deren Anteil an den Gesamtbeschäftigten er- 
mittelt (Stand: Dezember 2012): 
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Ressort 

Anzahl befristet Beschäftigte 
(einschl. Geschäftsbereich) 

Anteil in Prozent 

BK 

139,00 

2,1 

AA 

95,00 

1,6 

BMI 

1.388,00 

6,7 

BMJ 

144,00 

3,5 

BMF 

253,00 

4,1 

BMWi 

1.923,00^ 

19,6 

BMAS 

300,00 

11,1 

BMELV 

1.530,00^ 

21,2 

BMVq 

213,00 

6,7 

BMFSFJ 

228,25 

14,6 

BMG 

943,00^ 

35,0 

BMVBS 

1.768,00 

7,2 

BMU 

622,40 

15,8 

BMBF 

70,00 

7,4 

BMZ 

38,00 

5,0 

BPA 

7,00 

1,4 

BKM 

136,00 

5,1 


^ Die Anstalten und Institute des jeweiligen Geschäftsbereichs führen u.a. drittmittelfinanzierte Projekte 
durch. Für die Dauer des jeweiligen Projekts werden Beschäftigte befristet eingestellt. 

^ Die Anstalten und Institute des Geschäftsbereichs führen Projekte durch, für die Haushaltsmittel befristet 
bewilligt werden. Für die Dauer des jeweiligen Projekts werden Beschäftigte befristet eingestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


9. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie soll die Finanzierungslücke von 6 Mrd. 
Euro aus dem Anpassungsprogramm für Grie- 
chenland sowie von 1,3 Mrd. Euro, die aus 
dem Schuldenrückkaufprogramm entstanden 
sind, geschlossen werden, und inwiefern kön- 
nen für die Begleichung der Differenzen Mittel 
aus der Europäischen Finanzstabilisierungsfa- 
zilität (EFSF) bzw. dem Europäischen Finanz- 
stabilisierungsmechanismus (EFSM) in An- 
spruch genommen werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 9. Januar 2013 

Mit dem zweiten Anpassungsprogramm hat die EFSF Griechenland 
bis Fnde des Jahres 2014 Kredite in Höhe von 144,6 Mrd. Furo zu- 
gesagt. Dieser Betrag erhöht sich weder durch die Maßnahmen zur 
Schließung der Finanzierungslücke noch durch die Finanzierung des 
Schuldenrückkaufs. Fs besteht kein Bedarf, zusätzliche Kredite der 
FFSF bzw. Kredite des FFSM in Anspruch zu nehmen. 

Aufgrund der stärker als erwarteten Rezession und der damit ver- 
bundenen Verlängerung des Konsolidierungspfades um zwei Jahre 
ist im zweiten Anpassungsprogramm für Griechenland eine Finan- 
zierungslücke in Höhe von rund 14 Mrd. Furo entstanden. Zur 
Schließung der Finanzierungslücke und zur Verbesserung der Schul- 
dentragfähigkeit haben sich die Finanzminister der Furogruppe auf 
eine Reihe von Maßnahmen geeinigt, an denen sich Griechenland 
selbst sowie der Privatsektor und die Eurogruppe beteiligen. Zur 
Verbesserung der Schuldentragfähigkeit unterbreitete Griechenland 
ein Angebot zum Schuldenrückkauf, infolge dessen Griechenland 
circa die Hälfte aller neuen griechischen Anleihen zurückgekauft hat. 
Die einzelnen Maßnahmen sind in beigefügter Tabelle dargestellt 
(vgl. an den Deutschen Bundestag übersandter Troikabericht vom 
Dezember 2012, S. 54). 



F inanzbedarf 2012-2014 

(in Mrd. Euro) 

Finanzierungslücke 

14 

Beitrag Griechenlands 


Verzicht der Reduziemng von T-Bills 

-9,0 

Verschiebung des Aufbaus eines Bargeldpuffers 

-3,5 

Banken - Beteiligung nachrangiger Gläubiger 

-0,6 

Beitrag Privatsektor 


Schuldenrückkäufe 

10,3 

Beitrag Eurozone 


Reduziemng der Zinsmarge 1. Hilfsprogramm um 100 Bp 

-0,9 

Abschaffung der Avalgebühren auf EFSF -Kredite 

-0,2 

Aufschub der Zinszahlungen für EFSF-Kredite 

-3,4 

Rückzahlung von Erträgen des SMP-Portfolios 

-4,1 

Eventualmaßnahme: Rollover von Anleihen im Besitz nationaler 

Zentralbanken der Eurozone 

-3,7 


Auch mit der zusätzlichen Finanzierung des Schuldenrückkaufs geht 
keine Erhöhung des Programmvolumens einher. Die für den Schul- 
denrückkauf notwendige zusätzliche Fiquidität wird im Taufe des 
Programms durch die in der Tabelle genannten Einsparmaßnahmen 
kompensiert. Das Programmvolumen bleibt damit auch unter Be- 
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rücksichtigung des Schuldenrückkaufs bei maximal 144,6 Mrd. Eu- 
ro. 


10. Abgeordneter 

Richard 

Pitterle 

(DIE EINKE.) 


In wie vielen Eällen ist die Bundesanstalt für 
Einanzdienstleistungsaufsicht (BaEin) bei 
„Missständen“ (siehe Handelsblatt vom 
19. Dezember 2012, Nr. 246, S. 27, Interview 
mit Elke König) im Rahmen der Umdeckun- 
gen bisher eingeschritten (bitte aufgeschlüsselt 
nach Versicherungsgesellschaften, Bausparkas- 
sen, sonstigen Einanzinstituten sowie nach Ka- 
lenderwochen), und welche Ergebnisse hat sie 
erzielt (ebenfalls aufgeschlüsselt wie zuvor an- 
gegeben)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 8. Januar 2013 

Sowohl im Versicherungs- als auch im Bausparkassenbereich ist der 
BaEin jeweils ein Eall von Umdeckungen bekannt geworden, wie sie 
im Bericht des „Handelsblattes“ vom 19. Dezember 2012 beschrie- 
ben werden: 

• Versicherungsgesellschaften: Das betroffene Unternehmen hat die 
betroffenen Versicherungsnehmer in der 35. /36. Kalenderwoche 
2011 individuell angeschrieben und über den Sachverhalt aufge- 
klärt. Es hat alle von den Versicherungsnehmern gewünschten 
Vertragsanpassungen/-auflösungen vorgenommen. 

• Bausparkassen: Die BaEin hat das betroffene Institut in der 
5 1 . Kalenderwoche 2012 zur Stellungnahme aufgefordert. Der 
Stellungnahme zufolge liegen 17 Kundenbeschwerden vor, davon 
wünschen sechs Kunden eine Rückabwicklung. Diesem Wunsch 
will das Institut nachkommen. 


1 1 . Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche nach Gruppen aufgeschlüsselten Da- 
ten über Gläubiger des zypriotischen Staates 
liegen der Bundesregierung vor (Daten bitte 
anfügen), und welche Schlussfolgerungen zieht 
sie aus diesen Daten hinsichtlich eines mögli- 
chen Schuldenschnitts auf zypriotische Staats- 
schulden vor bzw. nach der geplanten Rekapi- 
talisierung strauchelnder zypriotischer Banken 
durch den zypriotischen Staat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 4. Januar 2013 

Das zypriotische Einanzministerium veröffentlicht einen quartalswei- 
sen Bericht zur Verschuldung des Zentralstaates. Dieser Bericht ent- 
hält auch eine Unterteilung zwischen inländischen und ausländischen 
Gläubigern: 
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Struktur der Verschuldung zum 30. September 2012 


Schulden des Zentralstaates 

14,7 Mrd. € 

Inländischer Markt 

48,1 % 

Ausländische Märkte 

51,9% 

Kurzfristig 

5,1 % 

Mittel- und Langfristig 

94,9 % 

Fester Zinssatz 

90,3% 

Variabler Zinssatz 

9,7 % 

Einheimische Währung 

99,9% 

Ausländische Währung 

0,1 % 


Quelle: Cyprus Central Government Debt Quarterly Bulletin Q3 2012 

Der russische Staat hat Zypern im Jahr 2011 einen Kredit in Höhe 
von 2,5 Mrd. Euro mit einer Laufzeit bis zum Jahr 2016 gewährt. 

An Spekulationen zu einem möglichen Schuldenschnitt auf zyprioti- 
sche Staatsschulden beteiligt sich die Bundesregierung nicht. 


12. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE LINKE.) 


Sieht die Bundesregierung in dem Umstand, 
dass diverse größere Unternehmen die An- 
schaffung von IT-Technik (z. B. Smartphones) 
für die private Nutzung der Arbeitnehmer/-in- 
nen über Leasingverträge des Arbeitgebers mit 
Zahlung der Leasingbeiträge aus dem Brutto- 
gehalt des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin 
als Steueroptimierung bewerben, eine uner- 
wünschte Steuergestaltung, und auf welcher 
steuerrechtlichen Grundlage ist die dargestellte 
Steuergestaltung möglich (bitte mit Begrün- 
dung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 3. Januar 2013 

Bei der Überlassung von IT-Technik durch den Arbeitgeber an den 
Arbeitnehmer zur privaten Nutzung liegt grundsätzlich ein geldwer- 
ter Vorteil vor, der allerdings in bestimmten Lällen steuerfrei bleiben 
kann. Überlässt der Arbeitgeber z. B. ein betriebliches Smartphone 
an seinen Arbeitnehmer, mit der Möglichkeit, dieses auch zu priva- 
ten Zwecken zu nutzen, bleibt dieser geldwerte Vorteil nach § 3 
Nummer 45 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei. 

Steuerrechtlich ist es grundsätzlich auch möglich, steuerpflichtigen 
Bruttoarbeitslohn in steuerfreie oder pauschal besteuerte Arbeitge- 
berleistungen umzuwandeln (sog. Entgeltumwandlung). Vorausset- 
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zung hierfür ist, dass die steuerfreie oder pauschalbesteuerte Leis- 
tung nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht 
werden muss und die Entgeltumwandlung im Einvernehmen von Ar- 
beitnehmer und Arbeitgeber mit Wirkung für die Zukunft erfolgt. 
Grundsätzlich handelt es sich daher bei der geschilderten Überlas- 
sung von betrieblichen Smartphones zur privaten Nutzung des Ar- 
beitnehmers über Eeasingverträge des Arbeitgebers mit Zahlung der 
Eeasingbeiträge aus dem Bruttogehalt des Arbeitnehmers um keine 
unzulässige Steuergestaltung. 

Die Bundesregierung wird die Entwicklung in diesem Bereich jedoch 
weiter beobachten und entsprechend evaluieren. 


13. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE EINKE.) 


Wie wird eine durch ein Doppelbesteuerungs- 
abkommen (DBA) vorgenommene Beschrän- 
kung des Besteuerungsrechts (Reduzierung 
des Steuersatzes) für beschränkt steuerpflichti- 
ge Personen vollzogen, die Einkünfte aus Ka- 
pitalvermögen aus Deutschland beziehen, bei 
denen kein Kapitalertragsteuerabzug vorge- 
nommen wurde (z. B. Eallkonstellationen der 
Kapitalüberlassung zwischen nahen Angehöri- 
gen) und demzufolge die Besteuerung durch 
Veranlagung erfolgen muss, und wie ist allge- 
mein sichergestellt, dass im Eall einer fehlen- 
den Verpflichtung zum Einbehalt von Kapital- 
ertragsteuern diese Einkünfte von beschränkt 
steuerpflichtigen Personen erfasst werden (bit- 
te mit Begründung und Darstellung der 
Rechtslage)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 3. Januar 2013 

Personen, die im Inland weder einen Wohnsitz noch einen gewöhnli- 
chen Aufenthalt haben, können mit ihren inländischen Einkünften 
der beschränkten Steuerpflicht unterliegen. Zu diesen beschränkt 
steuerpflichtigen inländischen Einkünften zählen auch die im Einzel- 
nen in § 49 Absatz 1 Nummer 5 des Einkommensteuergesetzes auf- 
gezählten Einkünfte aus Kapitalvermögen. Dazu gehören auch Aus- 
schüttungen von inländischen Kapitalgesellschaften. Erträge aus 
sonstigen Kapitalforderungen gehören nur dann zu den inländischen 
Einkünften, wenn das Kapitalvermögen durch besondere Rechte, 
z. B. an inländischem Grundbesitz, gesichert ist. Soweit von den be- 
schränkt steuerpflichtigen Einkünften Kapitalertragsteuer einbehal- 
ten wurde, gilt die Einkommensteuer grundsätzlich als abgegolten. 
Soweit von diesen Einkünften keine Kapitalertragsteuer einbehalten 
wurde, erfolgt die Besteuerung im Wege der Veranlagung. Die Steu- 
erpflichtigen haben diese Einkünfte in ihrer Einkommensteuererklä- 
rung für beschränkt Steuerpflichtige anzugeben. 
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14. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE LINKE.) 


Wie sind die in Erankreich beschlossenen 
Änderungen hinsichtlich der dortigen Ertrags- 
besteuerung (Dividendensteuer, Sonderspit- 
zensteuersatz von 75 Prozent einschließlich 
4 Prozent Sonderabgabe und 8 Prozent Sozial- 
steuern) im Rahmen der Vermeidung von 
Doppelbesteuerung bei der Anrechnung aus- 
ländischer Steuern zu behandeln, und welche 
Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung 
hinsichtlich der Änderung der Regelungen 
zum Verlustvortrag in Erankreich vor dem 
Hintergrund der gemeinsam beschlossenen 
Konvergenzkriterien, auch mit Hinblick einer 
möglichen Übernahme der Änderung in das 
deutsche Recht (bitte mit Begründung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk 
vom 4. Januar 2013 

Die Vermeidung der Doppelbesteuerung bei den Ertragsteuern rich- 
tet sich im Verhältnis zu Erankreich nach dem Abkommen vom 
21. Juli 1959 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Eranzösischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiet der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie der Gewerbe- 
steuern und der Grundsteuern in seiner geltenden Eassung (DBA- 
Erankreich). Aus den in Erankreich beschlossenen Änderungen hin- 
sichtlich der dortigen Ertragsbesteuerung ergeben sich diesbezüglich 
keine Besonderheiten. 

Nach Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe a des DBA-Erankreich findet 
- deutscher Abkommenspolitik entsprechend - grundsätzlich die 
Ereistellungsmethode Anwendung. Das heißt, die aus Erankreich 
stammenden Einkünfte werden von der Bemessungsgrundlage der 
deutschen Steuer ausgenommen. Ausnahmsweise findet - bei den in 
Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe c des DBA-Erankreich ausdrücklich 
bezeichneten Einkünften, wie zum Beispiel bei Streubesitzdividen- 
den - die Anrechnung der französischen auf die deutsche Steuer un- 
ter Beachtung des deutschen Rechts über die Anrechnung statt. Die 
Anrechnung ist - ungeachtet der Höhe der französischen Steuer - 
auf die deutsche Steuer begrenzt, die auf die französischen Einkünfte 
entfällt. Im Übrigen gelten die Begrenzungen der Quellensteuern bei 
den verschiedenen Einkunftsarten nach dem DBA-Erankreich (z. B. 
15 Prozent der Streubesitzdividenden). 

Die im Grünbuch der deutsch-französischen Zusammenarbeit darge- 
stellten Konvergenzüberlegungen sind vornehmlich unter fachlichen 
Gesichtspunkten erarbeitet worden. Sie sollen den nationalen Ge- 
setzgebern als Denkanstöße für mögliche Maßnahmen dienen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


15. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie soll die Befähigung von NATO-Partnern 
durch Rüstungsexporte mit den Politischen 
Grundsätzen der Bundesregierung für den 
Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüs- 
tungsgütern vereinbar sein, in denen es wört- 
lich heißt „Die Bundesregierung wird von sich 
aus keine privilegierenden Differenzierungen 
nach einzelnen Eändern oder Regionen vor- 
nehmen.“? 


Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes 
vom 9. Januar 2013 

Die Bundesregierung verweist auf ihre Antwort vom 10. September 
2012 auf Ihre Schriftliche Erage (Bundestagsdrucksache 17/10696, 
Erage 40, S. 42). 

Darin hat die Bundesregierung ausgeführt, dass auf ihre Initiative im 
Bündnis eine politische Diskussion über die Befähigung von Partner- 
ländern der NATO zur Übernahme von mehr Verantwortung im 
Krisenmanagement angeregt wurde. Die Identifizierung von entspre- 
chenden Staaten würde in diesem Pall auf Bündnisebene vorgenom- 
men werden. 

Des Weiteren hat die Bundesregierung daraufhingewiesen, dass da- 
bei bestehende nationale Regelungen zur Rüstungsexportkontrolle 
sowie der Gemeinsame Standpunkt des Rates betreffend gemeinsa- 
me Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und 
Militärgütern vom 8. Dezember 2008 unberührt bleiben. Insbesonde- 
re werden Entscheidungen über die Erteüung von Ausfuhrgenehmi- 
gungen für in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AE zur 
Außenwirtschaftsverordnung) aufgeführte Rüstungsgüter weiterhin 
grundsätzlich im Wege von Einzelfallentscheidungen unter Berück- 
sichtigung aller relevanten Umstände getroffen. Es besteht somit 
kein Widerspruch zu den Politischen Grundsätzen der Bundesregie- 
rung für den Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgü- 
tern aus dem Jahr 2000. 

Bei der gemäß den Politischen Grundsätzen gebotenen Prüfung be- 
züglich Kriegswaffenexporten, ob „besondere außen- oder sicher- 
heitspolitische Interessen der Bundesrepublik Deutschland unter 
Berücksichtigung der Bündnisinteressen für eine ausnahmsweise zu 
erteilende Genehmigung sprechen“, würde die entsprechende Identi- 
fizierung eines Partnerlandes durch die NATO Eingang in die Prü- 
fung finden. 
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16. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung 
bereits Hermesbürgschaften zur Absicherung 
von Rüstungsgeschäften im Jahr 2013 vorläu- 
fig oder endgültig zugesagt? 


Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes 
vom 9. Januar 2013 

Endgültige Zusagen werden erst übernommen, wenn die entspre- 
chenden Verträge geschlossen sind. Es bestehen grundsätzliche De- 
ckungszusagen für Rüstungsgüter aus den Vorjahren in Höhe von 
rund 61,3 Mio. Euro. Diese Geschäfte befinden sich noch im Ver- 
handlungsstadium. Welche Geschäfte sich wann realisieren und end- 
gültig in Deckung genommen werden könnten, lässt sich derzeit 
nicht Vorhersagen. 


17. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Um welche inhaltlichen Punkte ging es bei 
den in der Antwort der Bundesregierung zu 
Erage 19 der Kleinen Anfrage der Eraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundes- 
tagsdrucksache 17/11922 aufgelisteten sechs 
Treffen im Zeitraum 7. Eebruar 2008 bis 
21. Mai 2012 jeweils (bitte möglichst vollstän- 
dige, unterlagenbasierte Angabe), und wer au- 
ßer den in der o. g. Antwort bereits genannten 
Personen nahm daran noch jeweils teil? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 8. Januar 2013 

In der folgenden Tabelle sind die inhaltlichen Punkte sowie die weite- 
ren Teilnehmer aufgelistet. 
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Wann 

Weitere Teilnehmer 

Themen 

07.02.2008 

Leiter der Abteilung Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik des 

BK-Amtes 

• Transparenzinitiative des BMWi, 

• Struktur und Erneuerung des Kraft- 
werksparks, 

• Netzausbau, 

• 3. Energiebinnenmarktpaket, 

• EU-Klimapaket 

13.03.2008 

Leiter der Abteilung Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik des 

BK-Amtes 

• Transparenzinitiative des BMWi, 

• Struktur und Erneuerung des Kraft- 
werksparks, 

• Netzausbau, 

• 3. Energiebinnenmarktpaket, 

• EU-Klimapaket 

11.01.2010 

Keine 

• Fragen der Sicherheit von Kernkraft- 
werken, 

• Endlagerung, 

• Energiekonzept der Bundesregierung, 

• Informationen zum aktuellen Stand 
des angestrebten Erwerbs von 
VNG-Anteilen durch EnBW 

31.01.2011 

Zuständige Fachebene des 

BK-Amtes 

• Südlicher Korridor (Nabucco/South 
Stream) 

• Informationen zum aktuellen Stand 
des angestrebten Erwerbs von VNG- 
Anteilen durch EnBW, 

• Informationen zum Stand des Ver- 
kaufs von EDF-Anteilen an EnBW 

03.05.2011 

Keine 

• Informationen zum aktuellen Stand 
des angestrebten Erwerbs von VNG- 
Anteilen durch EnBW 

21.05.2012 

Leiter der Abteilung Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik des 

BK-Amtes 

• Informationen über geplanten Ab- 
schluss eines langfristigen Gasbe- 
zugsvertrags mit Novatek, 

• Informationen zum aktuellen Stand 
des angestrebten Erwerbs von VNG- 
Anteilen durch EnBW, 

• Kapazitätsmechanismen 


18. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern ist die vom Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie in Auftrag ge- 
gebene Studie „Weiterentwicklung des Eör- 
derinstruments für erneuerbare Energien im 
Strombereich bis 2020 und Perspektive für 
2030“ mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) ab- 
gestimmt, und hat sich das BMU an dem Aus- 
schreibungstext beteüigt? 
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Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 9. Januar 2013 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie plant An- 
fang des Jahres 2013 eine Studie mit dem zitierten Thema zu verge- 
ben. Dabei geht es um eine vergleichende Begutachtung von ver- 
schiedenen Fördermodellen für erneuerbare Energien mit dem Fo- 
kus auf Kosteneffizienz sowie auf die Auswirkungen der Förderung 
und der Markt- und Netzintegration der erneuerbaren Energien auf 
den Strompreis, einschließlich einer umfassenden quantitativen 
Modellierung. Der Blickwinkel der Untersuchung ist - ergänzend zu 
den im Rahmen der Plattform Erneuerbare Energien vorgesehenen 
Studien - gezielt auf wirtschafts- und insbesondere energiepolitische 
Aspekte des Förderinstruments (Wirtschaftlichkeit, Versorgungs- 
sicherheit) gerichtet, unter der Annahme, dass die Ausbauziele für 
erneuerbare Energien des Energiekonzeptes für den Strommarkt 
erreicht werden. 

Zur Vergabe der Studie wurde zwischenzeitlich die so genannte 
Frühkoordinierung, d. h. die frühzeitige thematische Koordinierung 
von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben zwischen den Bundes- 
ressorts, eingeleitet. Den Bundesressorts steht es frei, sich im Rah- 
men der Frühkoordinierung an dem Vorhaben zu beteiligen. 


19. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung das vom Bundesmi- 
nisterium für Wirtschaft und Technologie in 
Zusammenarbeit mit der Europäischen Kom- 
mission (DG Energy) sowie den Ländern 
Hessen und Bayern erarbeitete Konzeptpapier 
„Zusammenstellung der für den Stromnetz- 
und Kraftwerksbau bedeutsame Regelungen 
und mögliche Ansatzpunkte für Erleichterun- 
gen“, von welchem „DER SPIEGEL“ 
(Heft 50/2012) berichtet, so umsetzen, und 
falls nein, in welchen Bereichen wird sie - ab- 
weichend vom Konzeptpapier - Änderungen 
vornehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 10. Januar 2013 

Das Konzeptpapier ist ein internes Arbeitspapier des Bundesministe- 
riums für Wirtschaft und Technologie und der anderen in der Frage 
bezeichneten Beteiligten. Es wurde auf Fachebene entwickelt und 
enthält Diskussionsanstöße für Maßnahmen auf europäischer, natio- 
naler und kommunaler Ebene im Bereich der Planungs- und Geneh- 
migungsverfahren und der umweit- bzw. naturschutzrechtlichen Vor- 
gaben mit dem Ziel der Beschleunigung der Energiewende. Bei dem 
Arbeitspapier handelt es sich dementsprechend nicht um ein Kon- 
zept der Bundesregierung, das abzuarbeitende Vorhaben enthält. 
Nach Auffassung der Bundesregierung sind die Energiewende und 
der Netzausbau in Deutschland mit dem Ziel und dem rechtlichen 
Rahmen, die Natur zu erhalten und zu schützen, vereinbar. 
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20. Abgeordnete 

Karin 

Roth 

(Esslingen) 

(SPD) 


Wie hoch ist die Selbstbeteiligung der auszu- 
bildenden Pllegekräfte in den einzelnen Län- 
dern (bitte Länder einzeln aufführen) für die 
Ausbildung als Altenpflegerin bzw. Alten- 
pfleger (z. B. monatliches Schulgeld), die vom 
Bundesministerium für Wirtschaft und Tech- 
nologie im Rahmen des Modellprojekts zur 
Deckung des nationalen Fachkräftemangels 
durchgeführt wird (siehe dazu meine Schrift- 
liche Frage 47 auf Bundestagsdrucksache 17/ 
11976), und wie hoch sind die Kosten für die 
Pflegeeinrichtungen für diese Ausbüdungen 
bezogen auf den einzelnen Ausbildungsplatz 
über die gesamte Ausbildungszeit? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 7. Januar 2013 

Da die Bundesländer, in welchen im Rahmen des Modellprojekts die 
Ausbildung durchgeführt werden soll, noch nicht feststehen, kann 
die Frage der Selbstbeteiligung der auszubildenden Pflegekräfte der- 
zeit noch nicht beantwortet werden. 

Gleiches gilt für die Frage zu den zu erwartenden Kosten für die 
Pflegeeinrichtungen, da die Pflegeeinrichtungen noch nicht festgelegt 
wurden. Diese Kosten dürften sich jedoch im Rahmen des Üblichen 
für eine Ausbildung bewegen (u. a. Ausbildungsvergütung). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


2 1 . Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE LINKE.) 


Inwieweit plant das Bundesministerium für Ar- 
beit und Soziales eine Rechtsverordnung zu 
Berufen, bei denen keine Blaue Karte EU er- 
teilt werden darf, „weil im Herkunftsland ein 
Mangel an qualifizierten Arbeitnehmern in 
diesen Berufsgruppen besteht“ (§ 19a Absatz 2 
Nummer 3 des Aufenthaltsgesetzes, bitte aus- 
führlich begründen und gegebenenfalls konkre- 
te Länder und Berufsgruppen nennen), und 
was sind die bisherigen Ergebnisse der infor- 
mellen Arbeitsgruppe Gesundheitsfachkräfte 
in Entwicklungsländern (vgl. Antwort der 
Bundesregierung zu Frage 1 auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion der SPD auf 
Bundestagsdrucksache 17/9314), insbesondere 
im Hinblick auf die Erfahrungen zur Umset- 
zung des Verhaltenskodexes der Weltgesund- 
heitsorganisation für die grenzüberschreitende 
Anwerbung von Gesundheitsfachkräften (bitte 
ausführen)? 
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 8. Januar 2013 

Aus Sicht der Bundesregierung besteht zurzeit keine Notwendigkeit, 
bestimmten Berufsgruppen die Erteilung einer Blauen Karte EU zu 
versagen (siehe auch Antwort der Bundesregierung auf die Schrift- 
liche Erage 82 der Abgeordneten Marlies Volkmer auf Bundestags- 
drucksache 17/10305). Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia- 
les beabsichtigt auch bis auf Weiteres nicht, von der Verordnungser- 
mächtigung des § 1 9a Absatz 2 Nummer 3 des Aufenthaltsgesetzes 
in der seit 1. August 2012 geltenden Eassung Gebrauch zu machen. 
Die Bundesregierung wird die Inanspruchnahme der Blauen Karte 
EU unter diesem Gesichtspunkt weiter beobachten und bewerten. 

An der informellen Arbeitsgruppe Gesundheitsfachkräfte in Ent- 
wicklungsländern, die seit dem Jahr 2011 besteht, nehmen neben 
verschiedenen Ressorts auch Durchführungsorganisationen der deut- 
schen Entwicklungszusammenarbeit und Organisationen der Zivilge- 
sellschaft teil. In der Arbeitsgruppe werden unter anderem Erfahrun- 
gen und Entwicklungen zur Implementierung sowie Möglichkeiten 
zur Eörderung des WHO-Verhaltenskodexes (WHO: World Health 
Organization) ausgetauscht. Im Vordergrund steht die Diskussion 
von Themen, die für eine aktive Gestaltung der Problematik relevant 
sind. 

Die erste Berichtsrunde zur Umsetzung des freiwilligen Globalen 
Verhaltenskodexes der WHO für die internationale Anwerbung 
von Gesundheitsfachkräften an die Weltgesundheitsversammlung 
(WHA) steht dieses Jahr im Mai auf der Tagesordnung der WHA. 
Mit dem Eragebogen der WHO (National Reporting Instrument) 
wurden in erster Einie Eragen zur Datenerhebung und zum Ist-Zu- 
stand in den jeweüigen Mitgliedstaaten abgefragt. 

Der demografische Wandel wird in vielen europäischen Eändern 
langfristig einen Eachkräftemangel zur Eolge haben. Wichtig ist, 
rechtzeitig nationale Maßnahmen zu ergreifen, um die Abwanderung 
einheimischer Eachkräfte zu vermeiden und beispielsweise die Wei- 
terbildung zu stärken, die Vereinbarkeit von Beruf und Eamüie allge- 
mein zu verbessern und überflüssige Bürokratie abzubauen. Die Bun- 
desregierung hat in diesem Bereich daher bereits wichtige Initiativen 
entfaltet, so z. B. im Bereich der ambulanten ärztlichen Versorgung 
mit dem GKV-Versorgungsstrukturgesetz (GKV: gesetzliche Kran- 
kenversicherung) und der Novellierung der Approbationsordnung 
für Ärzte. 


22. Abgeordneter 

Klaus 

Ernst 

(DIE EINKE.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Eorde- 
rung der Ministerinnen und Minister, Senato- 
rinnen und Senatoren der 16 Bundesländer am 
Ende des achten Jahres nach Inkrafttreten des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch, die IT-Sys- 
teme der Bundesagentur für Arbeit so anzu- 
passen und weiterzuentwickeln, dass sie einen 
wirkungsorientierten Einsatz der Eingliede- 
rungsmittel unterstützen, und wie wird sie die 
Bundesländer, kommunalen Spitzenverbände 
und Praktiker aus den Reihen der gemeinsa- 
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men Einrichtungen bei der geforderten Anpas- 
sung der IT-Systeme der Bundesagentur für 
Arbeit beteiligen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 4. Januar 2013 

Die IT-Systeme der Bundesagentur für Arbeit unterstützen die Job- 
center beim bedarfsgerechten Einsatz der Eingliederungsmittel. 

Die angesprochene Eorderung der Ministerinnen und Minister, Se- 
natorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der Eänder be- 
zieht sich unter anderem konkret auf die technische Unterstützung 
bei der Besetzung von Eingliederungsmaßnahmen mit geeigneten 
Teilnehmern. Ziel der Eorderung ist es u. a., eingerichtete oder frei 
werdende Maßnahmeplätze zügig zu besetzen bzw. nachzubesetzen, 
um einen kontinuierlichen Mittelabfluss zu gewährleisten. Hierzu sol- 
le es möglich sein, so genannte Vormerklisten für potentielle Maß- 
nahmeteilnehmer im einschlägigen IT-Verfahren der Bundesagentur 
für Arbeit zu führen. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass es bereits seit Eängerem 
möglich ist, Vormerklisten für potentielle Maßnahmeteilnehmer au- 
tomatisiert zu führen. Dies ermöglicht eine kurzfristige Unterbrei- 
tung von Maßnahmeangeboten an geeignete Teilnehmer und unter- 
stützt den bedarfsgerechten Mitteleinsatz. 

Im Übrigen ist die Weiterentwicklung der IT-Systeme der Bundes- 
agentur für Arbeit Gegenstand der Beratungen der Arbeitsgruppe 
„Zentrale IT“ des Bund-Eänder-Ausschusses nach § 18c des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II). Die in der Arbeitsgruppe vertre- 
tenen Eänder, die kommunalen Spitzenverbände und die Bundes- 
agentur für Arbeit haben die Möglichkeit, auftretende Eragen und 
Eösungsvorschläge in die regelmäßigen Arbeitsgruppensitzungen 
einzubringen. 


23. Abgeordnete 

Gabriele 

Groneberg 

(SPD) 


Inwiefern ist es richtig, dass die Ausübung zu- 
lassungspflichtiger Tätigkeiten durch eine 
Eremdfirma nur dann möglich ist, wenn im 
entsprechenden Vertrag (meist ein Werkver- 
trag) explizit geregelt ist, dass der Zulassungs- 
inhaber ein Weisungsrecht gegenüber dem 
Mitarbeiter der Eremdfirma hat und die Mitar- 
beiter damit der faktischen Kontrolle des zuge- 
lassenen Eebensmittelunternehmers unterlie- 
gen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 4. Januar 2013 

Die in der Erage formulierte Annahme, dass die Ausübung zulas- 
sungspflichtiger Tätigkeiten durch eine Eremdfirma nur dann mög- 
lich ist, wenn im entsprechenden Vertrag, z. B. einem Werkvertrag, 
explizit geregelt ist, dass der Zulassungsinhaber ein Weisungsrecht 
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gegenüber dem Mitarbeiter der Fremdfirma hat und die Mitarbeiter 
damit der faktischen Kontrolle des zugelassenen Lebensmittelunter- 
nehmers unterliegen, trifft nicht zu. Es liegt in der Verantwortung 
des Lebensmittelunternehmers, im Rahmen der betrieblichen Abläu- 
fe die Einhaltung der Maßnahmen zur Wahrung der Lebensmittelsi- 
cherheit und Lebensmittelhygiene durchzusetzen. Die Verantwor- 
tung für die Sicherheit der im zugelassenen Betrieb erzeugten oder 
behandelten Lebensmittel trägt der Lebensmittelunternehmer, der 
Adressat der Zulassung ist. Aus diesem Grund sind im europäischen 
Lebensmittelhygienerecht keine Regelungen bezüglich eines Wei- 
sungsrechts des Lebensmittelunternehmers an andere Personen er- 
forderlich; entsprechende Regelungen wurden daher im EU-Lebens- 
mittelhygienerecht nicht getroffen. 


24. Abgeordnete 

Gabriele 

Groneberg 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, 
dass dies dem Grundgedanken des Werkver- 
trages widerspricht, und damit in vielen Berei- 
chen, in denen häufig mit Unternehmen aus 
Ost-Europa zusammengearbeitet wird, eine il- 
legale Arbeitnehmerüberlassung erfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 4. Januar 2013 

Aus der Antwort zu Frage 23 ergibt sich, dass der Einsatz von 
Fremdfirmen im Rahmen von Werkverträgen im Lebensmittelbe- 
reich zulässig ist. Ob ein Werkvertrag vorliegt oder in Wirklichkeit 
Arbeitnehmer an den Werkbesteller überlassen worden sind, ist an- 
hand eines Einzelfalls zu entscheiden. Sollten sich bei Kontrollen 
Werkverträge als Scheinwerkverträge heraussteilen, weil tatsächlich 
eine Arbeitnehmerüberlassung vorliegt, wäre dies ein Fall illegaler 
Arbeitnehmerüberlassung, wenn das Unternehmen keine Verleiher- 
laubnis besitzt. In diesen Fällen wären Verträge zwischen Verleihern 
und Entleihern nach § 9 Satz 1 Nummer 1 des Arbeitnehmerüberlas- 
sungsgesetzes (AÜG) unwirksam. Nach § 10 Absatz 1 AÜG führt 
dies weiterhin dazu, dass zwischen dem vermeintlichen Werkbestel- 
ler und den Arbeitnehmern des vermeintlichen Werkbestellers ein 
Arbeitsvertrag begründet wird, auf den die beim Werkbesteller übli- 
chen Arbeitsbedingungen Anwendung linden. 


25. Abgeordnete 

Gabriele 

Groneberg 

(SPD) 


Müssen Unternehmen, die als Werkvertrags- 
nehmer mit Beschäftigten in einem Schlacht- 
oder Zerlegebetrieb arbeiten, über einen ent- 
sprechenden Zulassungsbescheid der zuständi- 
gen Behörden verfügen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 4. Januar 2013 

Unternehmen, die als Werkvertragsnehmer mit Beschäftigten in 
einem Schlacht- oder Zerlegungsbetrieb arbeiten, erhalten keine be- 
hördliche Zulassung nach dem EU-Lebensmittelhygienerecht. Der 
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Zulassungspflicht nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 
mit speziellen Regelungen zur Lebensmittelhygiene unterliegt aus- 
schließlich der jeweilige Schlacht- oder Zerlegebetrieb. 


26. Abgeordnete 

Gabriele 

Hiller-Ohm 

(SPD) 


Wann wird die Kurzexpertise zu Werkverträ- 
gen von der Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag bzw. dem zuständigen Ausschuss 
für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundes- 
tages vorgelegt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 8. Januar 2013 

Die Ergebnisse der Kurzexpertise zur Verbesserung der Informa- 
tionslage zur Gestaltung und Nutzung von Werkverträgen werden 
derzeit ausgewertet. Die Bundesregierung ist gerne bereit, nach Ab- 
schluss der Auswertung im Ausschuss für Arbeit und Soziales des 
Deutschen Bundestages hierüber zu berichten. 


27. 


Abgeordnete 

Brigitte 

Pothmer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich die Beschäftigung im Wirtschafts- 
zweig Schlachten und Eleischverarbeitung in 
Niedersachsen in den Jahren 2008 bis 2012 
entwickelt (Angaben bitte als Anzahl der Be- 
schäftigten in den jeweiligen Jahren im Jah- 
resdurchschnitt und für das Jahr 2012 bitte für 
den aktuellsten Monat, bitte auch differenziert 
nach sozialversicherungspflichtiger Beschäfti- 
gung, Leiharbeit, geringfügiger Beschäftigung 
und Werkvertragsnehmer), und mit welchen 
Konsequenzen wurden in den Jahren 2008 bis 
2012 Kontrollen nach dem Schwarzarbeitsbe- 
kämpfungsgesetz in der Schlacht- und Eleisch- 
verarbeitungsbranche in Niedersachsen durch- 
geführt (Angaben bitte als Anzahl der im je- 
weiligen Jahr erfolgten Kontrollen, Anzahl der 
im jeweiligen Jahr festgestellten Verstöße und 
Höhe der im jeweiligen Jahr verhängten Geld- 
bußen, für das Jahr 2012 bitte so weit wie mög- 
lich auf summiert)? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 8. Januar 2013 

Angaben zu sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftig- 
ten in der Wirtschaftsgruppe „Schlachten und Eleischverarbeitung“ 
liegen quartalsweise bis zum Ende des ersten Quartals 2012 vor. Die 
geringfügige Beschäftigung umfasst geringfügig entlohnte und kurz- 
fristige Beschäftigung, die entweder ausschließlich oder im Nebenjob 
ausgeübt werden kann. Bei den im Nebenjob geringfügig Beschäftig- 
ten kann nicht festgestellt werden, in welchem Wirtschaftszweig die 
Hauptbeschäftigung ausgeübt wird, bei der Summe der Beschäfti- 
gungsformen sind deshalb Doppelzählungen möglich. 
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In der Summe über alle Beschäftigungsformen waren im ersten 
Quartal 2012 in Niedersachsen etwa 29 900 Beschäftigte in dieser 
Wirtschaftsgruppe beschäftigt, im ersten Quartal 2008 waren es rund 
28 800 Beschäftigte. Differenzierte Angaben zur Entwicklung seit 
dem Jahr 2008 können der folgenden Tabelle 1 entnommen werden. 

Statistische Angaben zu Zeitarbeitnehmern und Werkvertragsarbeit- 
nehmern in der Wirtschaftsgruppe „Schlachten und Fleischverarbei- 
tung“ liegen nicht vor. 


Tabelle 1: Beschäftigte (Arbeitsort) in der Wirtschaftsgruppe 101 "Schlachten und 
Fleischverarbeitung" (WZ 2008) 


- Land Niedersachsen - 


such tag 


Summe über 
alle 

BeschäfUgungs- 

formen 

1 


Summe über 
alle 

Beschäfljgungs- 
Ibrmen ohne 
Nebenjob 
2 I 


Sozial- 
vera ichemngs- 
pflichUg 
Beschäftigle 

3 


ausschließlich 

geringfügig 

entlohnt 

BeschälUgte 

A 


im Nebenjob 
geringfügig 
entlohnt 
BeschäfUgle 


ausschließlich 

kurzfristig 

Beschäftigte 

6 


im Nebenjob 
kurzfristig 
Beschäftigte 

7 


31 . 03.2008 

28.769 

27.793 

23.789 

3.967 

970 

37 

6 

30 , 06.2008 

26.932 

27.952 

23.967 

3.904 

971 

81 

9 

30 . 09.2008 

28.692 

27.644 

23.734 

3.066 

1.037 

44 

11 

31 . 12.2008 

28.338 

27,277 

23.326 

3.915 

1.058 

36 

3 

31 . 03.2009 

28.640 

27.521 

23.571 

3.877 

1.112 

73 

7 

30 . 06.2009 

29.002 

27.855 

23.663 

3.920 

1.125 

272 

22 

30 . 09.2009 

29.016 

27 810 

23.960 

3 800 

1 . 180 , 

50 

26 

31 , 12,2009 

28.716 

27.531 

23.656 

3.833 

1 . 164 : 

42 

21 

31 . 03.2010 

28.522 

27 . 353 , 

23.519 

3.729 

1 . 148 ; 

1 

105 

21 

30 . 06.2010 

28.803 

27.606 

23.572 

3.713 

1 . 177 i 

321 

20 

30 . 09.2010 

28.890 

27.681 

24.019 

3,599 

1,190 

63 

19 

31 . 12.2010 

28.536 

27.327 

23.691 

3,560 

1 . 174 ' 

68 

35 

31 . 03.2011 

28.618 

27.429 

23.975 

3.392 

1.171 

62 

18 

30 06.201 1 

29.376 

28 . 124 ' 

24.560 

3,427 

1 218 - 

137 

34 

30 . 09,2011 

29.752 

28.462 

25.057 

3,341 

1.264 

64 

26 

31 . 12.2011 

29.835 

28 665 

25.334 

3.271 

1.159 

60 

11 

31 , 03,2012 

29.912 

28.821 i 

25.510 

3.185 

1.082 

126 

g 


Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 


Branchenbezogene Auswertungen über die Prüfungen der Finanz- 
kontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung (FKS) gemäß § 2 des 
Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäfti- 
gung (SchwarzArbG) sind grundsätzlich erst ab dem Jahr 2009 ver- 
fügbar. Bei den Daten für das Jahr 2012 liegen lediglich die Ergeb- 
nisse des ersten Halbjahres vor. Die entsprechenden Angaben kön- 
nen der Tabelle 2 entnommen werden. 

Die branchenbezogenen Ergebnisse aus den Ermittlungsverfahren 
(festgestellte Verstöße, Höhe der festgesetzten Geldbußen) liegen 
nicht nach Ländern regionalisiert vor. 
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Tabelle 2: Prüfungen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung (FKS) 
gern. § 2 SchwarzArbG im Bereich der Fleischwirtschaft in Niedersachsen in den 
Jahren 2009 bis 2012^ 


Jahr 

Anzahl der Personenbefra- 
gungen 

Anzahl von Arbeitgeberprü- 
fungen 

2009 

2.007 

105 

2010 

554 

49 

2011 

525 

41 

2012'^ 

557 

48 


Quelle: Bundesministerium der Finanzen (III A 6} 

1) Für 2012 liegen lediglich die Ergebnisse des 1 . Halbjahres vor. 


Anmerkungen zu Tabelle 2 

Die überdurchschnittlich hohe Zahl an der Personenbefragungen bzw. der Arbeitgeberprüfungen im Jahr 2009 
ist auf eine bundesweite Schwerpunktprüfung der FKS in der Fleischbranche zurückzuführen, die sich auch in 
den regionalen Ergebnissen für das Land Niedersachsen widerspiegeln. Nachdem in den Jahren 2010 und 
201 1 bundesweit die Prüfungsaktivitäten in der Fleischbranche zurückgegangen waren, hat die FKS die 
Fleischbranche im Jahr 2012 wieder stärker in den Fokus gerückt. 


28. Abgeordnete 

Ulla 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Auffor- 
derung von Trägern der Eingliederungshilfe 
(nach § 53 ff. des Zwölften Buches Sozialgesetz- 
buch - SGB XII) an Anspruchsberechtigte, ab 
1. Januar 2013 seien vorrangig die durch das 
Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz verbesserten 
Leistungen für Versicherte mit erheblich einge- 
schränkter Alltagskoinpetenz (§ 123 ff. des Elf- 
ten Buches Sozialgesetzbuch - SGB XI) zu be- 
antragen, so dass Leistungsberechtigte der Ein- 
gliederungshilfe daher umgehend einen Antrag 
auf Pflegeeinstufung stellen müssten? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke 
vom 7. Januar 2013 

Der Bundesregierung sind bisher keine entsprechenden Aufforde- 
rungen von Trägern der Sozialhilfe bekannt. Ausweislich der amtli- 
chen Begründung werden mit den Vorschriften des § 123 ff SGB XI 
für einen Übergangszeitraum für Personen mit erheblich einge- 
schränkter Alltagskompetenz, d. h. für Menschen mit demenzbeding- 
ten Eähigkeitsstörungen, geistigen Behinderungen und psychischen 
Erkrankungen, die einen besonderen Hilfe- und Betreuungsbedarf 
aufweisen, Leistungen gewährt. Dies schließt in diesem Übergangs- 
zeitraum bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes, das die Leistungsge- 
währung aufgrund eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs regelt. 
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nicht aus, dass künftig sowohl Leistungen nach § 123 ff SGB XI als 
auch Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
erbracht werden können. Eine Antragstellung kann somit im Einzel- 
fall angezeigt sein. In der Begründung zu § 124 SGB XI wird das 
Verhältnis zwischen den Eeistungen der Eingliederungshilfe und den 
neuen Eeistungen der häuslichen Betreuung angesprochen: „Keine 
häusliche Betreuung im Sinne dieser Vorschrift sind Eahrdienste und 
Hilfen bei der schulischen und beruflichen Eingliederung Eeistungen 
der Eingliederungshilfe bleiben durch die Einführung dieser Rege- 
lung unberührt, sie sind im Verhältnis zur Pflegeversicherung nicht 
nachrangig. § 13 Absatz 3 gilt.“ 


29. Abgeordnete 

Ulla 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um im Hinblick auf § 13 Absatz 3 Satz 3 
SGB XI das angesprochene Verwaltungshan- 
deln auszuschließen und sicherzustellen, dass 
es durch die Einführung des Pflege-Neuaus- 
richtungs-Gesetzes nicht zu einer Eeistungs- 
kürzung der Eingliederungshilfe kommt? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke 
vom 7. Januar 2013 

§ 1 3 Absatz 3 Satz 3 SGB XI bestimmt, dass die Eeistungen der Ein- 
gliederungshilfe für behinderte Menschen nach dem SGB XII, dem 
Bundesversorgungsgesetz und dem SGB VIII unberührt bleiben und 
dass die Eeistungen der Eingliederungshilfe nicht nachrangig gegen- 
über den Eeistungen der Pflegeversicherung sind. Wegen ihrer unter- 
schiedlichen Zielsetzung sind beide Eeistungen nebeneinander zu ge- 
währen. 

Aufgrund der verfassungsrechtlich vorgegebenen Zuständigkeiten 
sind die Eänder eigenverantwortlich für die Durchführung des 
SGB XII zuständig. Die für die Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen zuständigen Träger der Sozialhilfe unterliegen damit nicht 
der Aufsicht der Bundesregierung. Die Bundesregierung geht davon 
aus, dass die Träger der Sozialhilfe auch künftig entsprechend den 
Vorschriften des SGB XII und unter Beachtung des § 13 Absatz 3 
Satz 3 SGB XI Eeistungen der Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen bei Vorliegen der Voraussetzungen gewähren und die 
Eänder gegebenenfalls ihrer Aufsichtspflicht nachkommen. 


30. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Welches Sicherungsniveau vor Steuern ergibt 
sich ceteris paribus (gemäß getroffener Annah- 
men im Rentenversicherungsbericht 2012 für 
die demograflsche Entwicklung und die Ent- 
wicklung der Eöhne) für die Jahre 2013, 2020 
und 2030, wenn die geringfügige Beschäfti- 
gung mit Wirkung zum 1. Januar 2013 abge- 
schafft wird? 



Drucksache 17/12042 


-24- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


3 1 . Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Welches Sicherungsniveau vor Steuern ergibt 
sich ceteris paribus (gemäß getroffener Annah- 
men im Rentenversicherungsbericht 2012 für 
die demograllsche Entwicklung und die Ent- 
wicklung der Eöhne) für die Jahre 2013, 2020 
und 2030, wenn die Entgeltumwandlung mit 
Wirkung zum 1. Januar 2013 abgeschafft 
wird? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke 
vom 7. Januar 2013 

Zu den Eragen liegen der Bundesregierung keine Berechnungen vor. 


32. Abgeordneter 

Ottmar 

Schreiner 

(SPD) 


Wie müsste sich - bei unveränderten Annahmen 
über die Zuwanderung - die Zahl der Äquiva- 
lenzbeitragszahler nach § 68 Absatz 4 des Sechs- 
ten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) über 
die Annahmen der Bundesregierung hinaus bis 
zum Jahr 2020 entwickeln, damit der Nach- 
haltigkeitsfaktor nach § 68 SGB VI nicht unter 
den Wert von 1,0000 sinkt (bitte jährliche An- 
gaben)? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke 
vom 7. Januar 2013 

Wie dem Rentenversicherungsbericht 2012 (Bundestagsdrucksache 
17/11740) auf S. 34 - Übersicht B 18 - zu entnehmen ist, steigt die 
Zahl der Äquivalenzrentner bis zum Jahr 2020 kontinuierlich an. 
Die Anzahl der Aquivalenzbeitragszahler müsste sich rechnerisch je- 
weils mindestens um den gleichen Prozentsatz erhöhen, damit der 
Nachhaltigkeitsfaktor in den einzelnen Jahren jeweils einen Wert 
von nicht unter 1,0000 annimmt. 


33. Abgeordneter 

Dr. llja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


Welche Rolle spielten Aktivitäten bzw. Eragen 
zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon- 
vention in der Europäischen Union auf der Ta- 
gung des Europäischen Rates am 13./ 14. De- 
zember 2012 sowie weiteren Tagungen des 
Rates im Jahr 2012, und was hat die Bundesre- 
gierung unternommen, um dieses Thema auf 
die Tagesordnung zu setzen? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke 
vom 7. Januar 2013 

Auf der letzten Sitzung des Europäischen Rates am 13./ 14. Dezem- 
ber 2012 wurden insbesondere Eragen der europäischen Einanz- 
union und der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik bespro- 
chen. Eragen zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention 
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in der Europäischen Union waren Gegenstand der Tagung des Rates 
der EU (Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucher- 
schutz) am 21. Juni 2012, auf der die Bundesregierung durch die 
Bundesministerin für Arbeit und Soziales Dr. Ursula von der Eeyen 
vertreten war. 


34. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE EINKE.) 


Inwieweit teilt bzw. unterstützt die Bundes- 
regierung die Entschließung „Eine Vision für 
das kommende Jahrzehnt - Die Umsetzung 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
über die Rechte von Menschen mit Behinde- 
rungen (UN CRPD) in Krisenzeiten“, welche 
von über 450 Delegierten von Organisationen 
von Menschen mit Behinderungen, die die 
80 Millionen Menschen mit Behinderungen 
in Europa vertreten, am 5. Dezember 2012 in 
Brüssel auf dem dritten „Europäischen Parla- 
ment der Menschen mit Behinderungen“ ein- 
stimmig verabschiedet wurde? 


Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke 
vom 7. Januar 2013 

Eür die Bundesregierung ist die Umsetzung des Übereinkommens 
der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinde- 
rungen eine wichtige Aufgabe und Herausforderung, die nur langfris- 
tig zu bewältigen ist. Daher hat die Bundesregierung am 15. Juni 
2011 mit dem Nationalen Aktionsplan „Unser Weg in eine inklusive 
Gesellschaft“ eine langfristige Gesamtstrategie zur Umsetzung des 
Übereinkommens beschlossen. Insoweit unterstützt die Bundesregie- 
rung die Entschließung des dritten „Europäischen Parlaments der 
Menschen mit Behinderungen“. 


35. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE EINKE.) 


Wie verhält sich die Bundesregierung zu der 
Eorderung der 89. Arbeits- und Sozialminister- 
konferenz am 28. /29. November 2012 in Han- 
nover, „den Jobcentern zu ermöglichen, nicht 
verausgabte Eingliederungsmittel des Rechts- 
kreises SGB II in das jeweils folgende Jahr 
übertragen zu können, und hierfür die haus- 
haltsrechtlichen Rahmenbedingungen herbei- 
zuführen“ (bitte begründen), und wie wird die 
Bundesregierung gegenüber der Bundesagen- 
tur für Arbeit darauf hinwirken, größere Ge- 
staltungsspielräume für die gemeinsamen Ein- 
richtungen bei der Umsetzung von Maßnah- 
men nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
zu belassen, um künftig durch eine bessere 
Mittelausschöpfung eine umfassende nachhal- 
tige Nutzung des Eingliederungstitels zu ge- 
währleisten? 
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Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 4. Januar 2013 

Die Eingliederungsbudgets werden im laufenden Haushaltsjahr vo- 
raussichtlich nicht voll ausgeschöpft. Die Bildung und Übertragung 
von Ausgaberesten erfolgt jeweils im Jahresabschluss durch das Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales nach Maßgabe der Verwal- 
tungsvorschriften zur Bundeshaushaltsordnung. 

Die Bundesregierung begrüßt ausdrücklich das Bestreben der Job- 
center, die gesetzlich vorhandenen Gestaltungsspielräume verstärkt 
zu nutzen. Es ist ein besonderes Anliegen von Bund und Eändern, 
die Jobcenter über den rechtssicheren Umgang mit den vorhandenen 
Instrumenten zu informieren und zur kreativen und innovativen Nut- 
zung der vielfältigen Möglichkeiten der flexibel gestalteten Eingliede- 
rungsleistungen zu motivieren. Die Grundlage hierfür haben Bund 
und Eänder gemeinsam erarbeitet. In der so genannten Gemeinsa- 
men Erklärung zu den Eingliederungsleistungen im Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB II) haben sich Bund und Eänder auf eine ein- 
heitliche Rechtsauslegung und Rechtsanwendung bei den Eingliede- 
rungsleistungen, insbesondere zu den erweiterten Möglichkeiten auf- 
grund des Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungschancen am 
Arbeitsmarkt sowie auf eine bedarfsgerechte Handhabung des Ver- 
mittlungsbudgets verständigt. 

Die wechselseitige Abstimmung der Eachlichen Hinweise der Bun- 
desagentur für Arbeit und der „Gemeinsamen Erklärung“ führt auch 
im Bereich der gemeinsamen Einrichtungen zu einer besseren Nut- 
zung der vielfältigen Eördermöglichkeiten. 


36. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE EINKE.) 


Wie bzw. wann wird die Bundesregierung die 
langfristige Planungssicherheit für die Durch- 
führung von Maßnahmen über den Jahres- 
wechsel hinaus sicherstellen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe 
vom 4. Januar 2013 

Die über- und mehrjährige Bewilligung von Eingliederungsleistungen 
ist möglich. Das vorgesehene haushaltsrechtliche Instrument dafür 
sind die im Bundeshaushaltsplan für Ermessensleistungen veran- 
schlagten Verpflichtungsermächtigungen. Diese ermächtigen die Job- 
center zum Eingehen von Verpflichtungen zur Eeistung von Ausga- 
ben in künftigen Haushaltsjahren. Die im jeweüigen Bundeshaus- 
haltsplan veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen beim Ein- 
gliederungstitel SGB II richten sich nach den gesetzlichen Eörderbe- 
dingungen und ermöglichen Bewilligungen für einen mehrjährigen 
Zeitraum. Bei der Eestlegung der Höhe der Verpflichtungsermächti- 
gungen in der Haushaltsaufstellung ist zu beachten, dass im jeweili- 
gen Haushaltsjahr, in dem die Verpflichtungen fällig werden, auch 
noch Neubewilligungen in ausreichendem Umfang möglich bleiben. 

Eür die Bewilligung von über- bzw. mehrjährigen Eingliederungs- 
maßnahmen, die nicht im Ermessen der Jobcenter stehen, sondern 
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Pflichtleistungen sind, ist keine Verpflichtungsermächtigung erfor- 
derlich. 

Die im Bundeshaushalt für Eingliederungsleistungen zur Verfügung 
gestellten Verpflichtungsermächtigungen stellen aus Sicht der Bun- 
desregierung die langfristige Planungssicherheit für die Durchfüh- 
rung von Maßnahmen in ausreichendem Maße sicher. Die notwendi- 
gen Handlungsspielräume in der aktiven Arbeitsmarktpolitik bleiben 
erhalten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


37. Abgeordnete 

Dr. Carola 
Reimann 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die diese 
Woche vorgestellte EU-Tabakproduktricht- 
linie, und wie steht die Bundesregierung zum 
Vorschlag, für Tabakprodukte Einheitsver- 
packungen nach australischem Vorbild einzu- 
führen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 7. Januar 2013 

Die Richtlinie 2001/37/EG regelt die Herstellung, die Aufmachung 
und den Verkauf von Tabakerzeugnissen auf europäischer Ebene. 
Dazu zählt unter anderem auch die Gestaltung von Verpackungen 
für Tabakerzeugnisse. 

Die Europäische Kommission hat in Überarbeitung dieser Richtlinie 
am 19. Dezember 2012 einen „Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnis- 
sen und verwandten Erzeugnissen“ vorgelegt. 

Die Bundesregierung begrüßt, dass nunmehr ein Vorschlag der 
Europäischen Kommission vorliegt und wird diesen eingehend prü- 
fen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


38. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Nach welchen Kriterien beurteilt die Bundes- 
regierung, ob es sich bei einem Ereignis in 
Afghanistan um einen „sicherheitsrelevanten 
Vorfall“ handelt, der in die wöchentliche „Un- 
terrichtung des Parlaments“ einfließen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 7. Januar 2013 

Ein Sicherheitsrelevanter Zwischenfall (SRZ) ist eine bewaffnete 
Auseinandersetzung, der Einsatz von Waffen oder Sprengstoff mit 
Tötungsabsicht oder ein Vorfall mit herausragender sicherheitlicher 
Bedeutung. In einen SRZ müssen zum einen oppositionelle oder mi- 
litante regierungsfeindliche Gruppierungen oder Partner verwickelt 
sein, zum anderen internationale oder afghanische Sicherheitskräfte, 
Regierungsangestellte, hohe Würdenträger, ausländische Staatsbür- 
ger, im staatlichen Auftrag tätige Sicherheitsfirmen oder regierungs- 
freundliche, lokale Dorfschutzmilizen. 

Die Präge der Motivation der Täter spielt eine untergeordnete Rolle, 
wenn eine Tötungsabsicht erkennbar ist. Andere kriminelle Handlun- 
gen, wie Raub, Nötigung oder Erpressung, werden grundsätzlich, 
auch wenn sie sich gegen die aufgeführten Gruppen richten, nicht als 
SRZ gewertet. 

Innerafghanische Auseinandersetzungen und kriminelle Handlun- 
gen, bei denen keine Sicherheitskräfte involviert sind, werden nur re- 
gistriert, wenn sie von herausragender Bedeutung sind. Eine Erfas- 
sung dieser Ereignisse mit statistischer Signifikanz ist realistisch nicht 
möglich und unterbleibt deshalb. 

Die SRZs werden in fünf Kategorien differenziert: 

1. Kategorie Peuergefecht 

Der SRZ, bei dem der Einsatz von Infanteriewaffen im Vordergrund 
steht. Der Einsatz anderer Waffen ist zwar möglich, hat für das Er- 
eignis aber untergeordnete Bedeutung. 

2. Kategorie IED-/Minenanschlag 

Der SRZ, bei dem der Einsatz behelfsmäßiger Sprengvorrichtungen 
(Improvised Explosive Devices/IED) oder handelsüblicher Minen 
im Vordergrund stehen. Der Einsatz anderer Waffen ist zwar mög- 
lich, hat für das Ereignis aber untergeordnete Bedeutung. Der Ein- 
satz mehrerer Sprengsätze wird als ein einziger komplexer Zwischen- 
fall gezählt. 
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3. Kategorie Selbstmordanschlag 

Der SRZ, bei dem der Einsatz von lED mit Selbsttötungsabsicht des 
Täters im Vordergrund steht. Der Einsatz anderer Waffen ist zwar 
möglich, hat für das Ereignis aber untergeordnete Bedeutung. 

4. Kategorie Raketem/Mörserangriff 

Der SRZ, bei dem der Einsatz von Steilfeuerwaffen im indirekten 
Beschuss im Vordergrund steht. Der Einsatz anderer Waffen ist zwar 
möglich, hat für das Ereignis aber untergeordnete Bedeutung. 

5. Kategorie Sonstiges 

Herausragendes Ereignis mit sicherheitlicher Bedeutung, z. B. Ent- 
führung ausländischer Staatsbürger, Absturz eines Euftfahrzeuges 
ohne Eeindeinwirkung usw. 

Die Registrierung und Meldung eines SRZ erfolgt vermehrt durch 
die afghanischen Sicherheitskräfte (Afghan National Security Eor- 
ces/ANSE). Deren Verifizierung, die erste statistische Erfassung in 
Afghanistan und abschließende Auswertung von SRZ durch die na- 
tionale zentrale Eagebearbeitung variiert zeitlich. 

Um eine zeitnahe Unterrichtung des Parlaments (UdP) zu ermög- 
lichen, werden die SRZ zunächst in der Gesamtheit und nach den 
fünf Kategorien differenziert in die nächstfolgende UdP aufgenom- 
men. 

Die im Rahmen der routinemäßigen statistischen Nacherfassung zu- 
sätzlich registrierten SRZ werden durch eine Aktualisierung der sta- 
tistischen Auswertung der SRZ in den Unterrichtungen der Eolgewo- 
chen aufgenommen und in einer Grafik dargestellt. 

Infolge der Übernahme der Sicherheitsverantwortung durch die 
ANSE übernehmen diese auch zunehmend die Meldeverantwortung. 
Nachmeldungen von SRZ können demzufolge teilweise mehr als 
eine Woche benötigen. 


39. Abgeordneter 

Paul 

Schäfer 

(Köln) 

(DIE EINKE.) 


Mit welchem finanziellen und technischen 
Aufwand ist nach Einschätzung der Bundes- 
regierung die Umrüstung oder Erweiterung 
von Drohnen des Typs Predator B/Reaper von 
der Aufklärungs- zur Waffeneinsatzbefähigung 
verbunden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Christian Schmidt 
vom 10. Januar 2013 

Eine Ausrüstung des Unmanned Aerial System Predator B von der 
Aufklärungsversion zu einer Version mit Bewaffnungsoption kann 
nur durch den Hersteller erfolgen. Diese Ausrüstung erfordert vom 
Hersteller einen begrenzten technischen Aufwand. Die wesentlichen 
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Maßnahmen sind dabei die Einrüstung eines Waffenrechners sowie 
der Aufhängevorrichtungen für die zugehörigen Wirkmittel. 

Über die Kosten einer solchen Umrüstung liegen der Bundesregie- 
rung keine Informationen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


40. Abgeordnete Wie viele Menschen hatten jeweils in den Jah- 

Caren ren 2011 und 2012 Anspruch auf Kinderzu- 

Marks schlag nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes 

(SPD) (BKGG), und wie viele dieser Anspruchsbe- 

rechtigten stellten jeweils in den Jahren 2011 
und 2012 einen Antrag auf Kinderzuschlag? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 8. Januar 2013 

Statistische Daten zur Zahl der Personen, die - unabhängig davon, 
ob sie einen Antrag gestellt haben oder nicht - einen Anspruch auf 
Kinderzuschlag haben, liegen nicht vor. 

Die Zahl der gestellten Anträge auf Kinderzuschlag belief sich im 
Jahr 2011 auf 191488 und in der Zeit von Januar bis November 
2012 auf 164 370. 


41. Abgeordnete 
Garen 
Marks 
(SPD) 


Wie viele der jeweils in den Jahren 2011 und 
2012 gestellten Anträge auf Kinderzuschlag 
nach § 6a BKGG wurden abgelehnt, und aus 
welchen Gründen (bitte Zahlen nach jeweiliger 
Jahreszahl und jeweiligem Ablehnungsgrund 
aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Hermann Kues 
vom 8. Januar 2013 

Im Jahr 2011 wurden von den gestellten Anträgen 121 124 und in 
der Zeit von Januar bis November 2012 wurden von den gestellten 
Anträgen 106 599 abgelehnt. 

Die Ablehnungen erfolgten aus den nachstehenden Gründen (aufge- 
schlüsselt nach den Jahren, Angaben in Prozent aller fallbezogenen 
Ablehnungen): 
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Ablehnungsgrund 

Jahr 2011 

Jahr 2012 

M i ndesteinkommensgrenze 

wird nicht erreicht 

8,0 

7,5 

Höchstgrenze wird 

überschritten 

2,7 

2,7 

Hilfebedürftigkeit wird nicht 

vermieden 

22,3 

24,5 

Gesamtbedarf ist durch 

Gesamteinkommen gedeckt 

35,5 

32,6 

Übrige Gründe 

31,5 

32,7 


Daneben wurden Anträge aus kindbezogenen Gründen ganz oder 
teilweise abgelehnt, etwa weil ein Kind oder mehrere Kinder eigenes 
Einkommen oder Vermögen hat bzw. haben oder ein Kind die Al- 
tersgrenze erreicht hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


42. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE EINKE.) 


Welche Möglichkeiten gibt es, dass Ärzte aus 
Kurkliniken Sprechstunden in unterversorgten 
Regionen durchführen? 


43. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE EINKE.) 


Inwieweit werden Ärzte aus Kurkliniken in 
der Bedarfsplanung der jeweiligen Region 
bzw. bei der Bestimmung des Versorgungs- 
grades in dem jeweiligen Planungsbereich mit 
berücksichtigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach 
vom 3. Januar 2013 

Die Prägen werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam be- 
antwortet. 

Mit dem am 1. Januar 2012 in Kraft getretenen GKV-Versorgungs- 
strukturgesetz (GKV: gesetzliche Krankenversicherung) wurde die 
in § 116 des Pünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) geregelte 
Möglichkeit, Krankenhausärztinnen und Krankenhausärzte zur Teil- 
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nähme an der vertragsärztlichen Versorgung zu ermächtigen, erwei- 
tert. Möglich ist nunmehr auch eine Ermächtigung von Ärztinnen 
und Ärzten, die an einer Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtung 
tätig sind, mit der ein Versorgungsvertrag nach §111 Absatz 2 
SGB V besteht. Voraussetzung ist, dass die Ärztin bzw. der Arzt über 
eine abgeschlossene Weiterbildung verfügt und der jeweilige Träger 
der Einrichtung, in der die Ärztin bzw. der Arzt tätig ist, zustimmt. 
Nach § 116 Satz 2 SGB V ist die Ermächtigung zu erteilen, soweit 
und solange eine ausreichende ärztliche Versorgung der Versicherten 
ohne die besonderen Untersuchungs- und Behandlungsmethoden 
oder Kenntnisse von hierfür geeigneten Ärztinnen bzw. Ärzten der 
genannten Einrichtungen nicht sichergestellt wird. 

Eine ergänzende Ermächtigungsmögklichkeit ergibt sich aus § 31 
Absatz 1 der Zulassungsverordnung für Vertragsärzte (Ärzte-ZV). 

Zur Erage der bedarfsplanungsrechtlichen Berücksichtigung ermäch- 
tigter Ärztinnen und Ärzte ist ebenfalls auf eine Änderung durch 
das GKV-Versorgungsstrukturgesetz zu verweisen: Mit dieser wurde 
der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) verpflichtet, in seiner Be- 
darf splanungsrichtlinie Regelungen zu treffen, mit denen bei der Be- 
rechnung des Versorgungsgrades die durch Ermächtigung an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärztinnen und Ärzte 
berücksichtigt werden (vgl. §101 Absatz 1 Satz 9 i. V. m. Satz 1 
Nummer 2b SGB V). In seiner am 20. Dezember 2012 beschlosse- 
nen und vom Bundesministerium für Gesundheit inzwischen nicht 
beanstandeten Neufassung der Bedarfsplanungsrichtlinie hat der 
G-BA dies in § 22 umgesetzt. Dieser bestimmt in Absatz 1, dass 
ermächtigte Ärzte und ermächtigte Psychotherapeuten, welche in 
vollem oder im Sinne des § 19a Ärzte-ZV hälftigem Umfang eines 
Vollversorgungsbeauftragten für ihr Eachgebiet ermächtigt sind, wie 
zugelassene Vertragsärzte oder Psychotherapeuten angerechnet wer- 
den. Abweichungen hiervon können einvernehmlich nach Maßgabe 
des Absatzes 2 Satz 1 der Regelung getroffen werden. Absatz 2 be- 
stimmt, dass das Maß der Anrechnung von Ärzten und Psychothera- 
peuten in ermächtigten Einrichtungen regional einvernehmlich zwi- 
schen den für die Bedarfsplanung zuständigen Kassenärztlichen Ver- 
einigungen sowie Eandesverbänden der Krankenkassen und Ersatz- 
kassen festgelegt werden. Dabei kann der Umfang der Anrechnung 
nur in fachgebietsbezogenen Vollversorgungsaufträgen berechnet 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


44. Abgeordnete 

Gabriele 

Groneberg 

(SPD) 


Welchen kulturellen Wert misst die Bundesre- 
gierung dem in den Jahren von 1855 bis 1885 
als Teil des Hunte-Ems-Kanals erbauten Elisa- 
bethfehnkanal bei, der als letzter intakter 
Eehnkanal in Deutschland vom Eand Nieder- 
sachsen schon im Jahr 1995 als technisches 
Kulturdenkmal eingestuft worden ist, und wel- 
che Maßnahmen will sie ergreifen, um den Ka- 
nal zu erhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 9. Januar 2013 

Das kulturelle Erbe in Deutschland ist für die Bundesregierung von 
besonderer Bedeutung. 

Der Elisabethfehnkanal (EEK) wird durch den Bund als Eigentümer 
unterhalten. Im bundesweiten Vergleich wird er jedoch nur gering 
durch Sport- und Ereizeitschifffahrt genutzt. Wegen der hohen Kos- 
ten wäre ein dauerhafter Erhalt der Eunktionslahigkeit der Schleusen 
aus gesamtwirtschaftlicher Sicht nur bei einer wesentlich intensive- 
ren, 10- bis 15-mal höheren Nutzungsintensität zu rechtfertigen. 
Überdies muss der Bund angesichts des Zwangs zur Konsolidierung 
des Haushalts seine Prioritäten auf verkehrlich genutzten Bundes- 
wasserstraßen legen. Eine Perspektive für die zukünftige touristische 
Nutzung des EEK, die eine durchgehende Befahrbarkeit mit Sport- 
booten einschließt, könnte sich bei einem Wechsel der Trägerschaft 
ergeben. Sofern das - nach der Aufgabenverteilung des Grundgeset- 
zes vorrangig für Denkmalschutz und Denkmalpflege zuständige - 
Eand Niedersachsen, respektive die Region, Interesse an einem 
neuen konzeptionellen Ansatz für die denkmalgerechte touristische 
Entwicklung des EEK hat, steht der Bund Vorschlägen offen gegen- 
über. 


45. Abgeordnete 

Gabriele 

Groneberg 

(SPD) 


Mit welchen wirtschaftlichen Auswirkungen 
rechnet die Bundesregierung speziell für die 
Tourismusbranche in der Region, die anliegen- 
den Unternehmen und den Handel, wenn es 
zu einer Sperrung des Kanals kommt, und wie 
beurteüt die Bundesregierung die Bedeutung 
der umfangreichen Investitionen, die das Eand 
Niedersachsen und die anliegenden Kommu- 
nen in den Wassertourismus getätigt haben, 
wenn die Region vom Wasserwegenetz abge- 
koppelt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 9. Januar 2013 

Wegen der geringen Nutzung des Elisabethfehnkanals und der vor- 
handenen Ausweichmöglichkeiten würden die Kosten für seinen 
funktionsfähigen Erhalt die gesamtwirtschaftlich negativen Effekte 
bei Weitem übersteigen. Von einer Abkoppelung vom Wasserstra- 
ßennetz kann mit Blick auf die weiter vorhandenen Bundes- und Ean- 
deswasserstraßen der Region keine Rede sein. Zur Vermeidung von 
zukünftigen Eehlentwicklungen im Bereich des Wassertourismus be- 
darf es aus Sicht des Bundes einer intensiveren Koordination und 
Kooperation der nationalen und regionalen Institutionen. 
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46. 


Abgeordneter 

Dr. Anton 
Hofreiter 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass nach 
aktuellem Stand die S-Bahn-Anbindung des 
Elughafens Berlin Brandenburg (BER) mit 
technisch anfälligen, nicht klimatisierten Eahr- 
zeugen der Baureihe 48 1 erfolgen soll, obgleich 
andere S-Bahn-Strecken in absehbarer Zeit 
ausgeschrieben werden sollen und daher mit 
neuen Eahrzeugen bedient würden, und in wel- 
cher Weise versucht die Bundesregierung die 
Anbindung des künftigen Elughafens, an dem 
die Bundesrepublik Deutschland mit 26 Pro- 
zent beteiligt ist, mit modernen S-Bahn-Eahr- 
zeugen zu befördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. Januar 2013 

Zur ersten Teilfrage: Nein. 

Zur zweiten Teilfrage: Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestel- 
lung von Verkehrsleistungen der beschriebenen Art - einschließlich 
der Eestlegung der Anforderungen an die Eahrzeuge - Eändersache 
ist. Die Verkehrsbedienung des BER fällt in die operative Zuständig- 
keit des damit von den Eändern Berlin und Brandenburg beauftrag- 
ten Verkehrsunternehmens. 


47. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Gibt es eine Entscheidung des Bundesministe- 
riums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 
in welchem Zeitraum welche Neckarschleusen 
saniert und welche verlängert werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 4. Januar 2013 

Ziel am Neckar ist es, mit den geplanten Infrastrukturverbesserun- 
gen möglichst schnell einen Nutzen für die Schifffahrt zu generieren. 
Eür den Neckar von Mannheim bis Heilbronn bedeutet dies, dass an 
jeder Staustufe zunächst eine der beiden Schleusenkammern instand- 
gesetzt und dann jeweils die andere Kammer saniert und verlängert 
wird, um den Hafen Heilbronn möglichst frühzeitig mit 135 m lan- 
gen Schiffen erreichen zu können. 

Um auch weiterhin den sicheren und leichten Schiffsverkehr ober- 
halb von Heilbronn gewährleisten zu können, soll zwischen Heil- 
bronn und Plochingen zeitgleich zu den Maßnahmen am unteren Ne- 
ckar zunächst jeweils eine der beiden Doppelkammern instand ge- 
setzt werden. 

Die Reihenfolge wird anhand des baulichen Zustands der Bauwerke 
festgelegt. 

Ausführliche Informationen über die laufenden Planungen stellt das 
Amt für Neckarausbau Heidelberg (ANH) auf seiner Homepage 
(www.anh.wsv.de/projekte/index.html) zur Verfügung. 
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48. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bahn 
AG Dr. Rüdiger Grube, dass der Baubeginn 
des Ausbaus des Mannheimer Hauptbahnhofs, 
insbesondere der Bau des neuen Bahnsteigs F, 
im Jahr 2014 erfolgen kann (vgl. Mannheimer 
Morgen vom 8. Mai 2012 „Personenzüge über 
Mannheim“)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke 
vom 4. Januar 2013 

Ja, die bundesseitigen Planungen sehen bei Vorliegen der haushälte- 
rischen Voraussetzungen den Abschluss einer entsprechenden Finan- 
zierungsvereinbarung im Laufe dieses Jahres vor, so dass voraus- 
sichtlich im Jahr 2014 mit dem Bau begonnen werden könnte. 


49. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf wessen Antrag und Entscheidung wurden 
die touristischen Hinweis-/Unterrichtungsta- 
feln („braune Schilder“) z. B. an den Autobah- 
nen 4, 44, 61 mit der Aufschrift „Rheinisches 
Braunkohlenrevier“ errichtet, und wer finan- 
zierte diese Schilder (bitte mit Angaben zu Ge- 
samtkosten für Planung, Herstellung, Errich- 
tung usw.)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Andreas Scheuer 
vom 10. Januar 2013 

Laut § 5 1 der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) trägt abweichend 
von § 5b Absatz 1 des Straßenverkehrsgesetzes derjenige die Kosten 
des Zeichens 386 (Touristischer Hinweis), der die Aufstellung dieses 
Zeichens beantragt. 

Gemäß der im Grundgesetz (GG) festgelegten Kompetenzregelung 
(Artikel 83 und 84 GG) sind die Länderbehörden für den Vollzug 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften zuständig. Diese entschei- 
den auf der Grundlage der StVO, der dazugehörigen Verwaltungs- 
vorschriften und unter Beachtung der Richtlinien für touristische Be- 
schilderung (RtB) im Rahmen des ihnen zustehenden Ermessens 
und unter Abwägung der Gegebenheiten vor Ort, welche Anordnung 
getroffen wird, z. B. auch wo eine Hinweisbeschilderung erfolgt. Der 
Bund hat diesbezüglich keine Eingriffs- oder Weisungsrechte gegen- 
über den Bundesländern. 


50. Abgeordneter 

Stephan 

Kühn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Angaben finden sich im Bundesver- 
kehrswegeplan 1992 für die A20 (Lübeck- 
Stettin) sowie für die A31 (Bottrop-Emden) 
bezüglich der geplanten Baukosten, der vorge- 
sehenen Linienführung, der prognostizierten 
Verkehrsmengen sowie des Nutzen-Kosten- 
Verhältnisses? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 28. Dezember 2012 

Zur Beantwortung der Frage wird auf die beigefügten Bewertungs- 
dossiers verwiesen.* Da die Fertigstellung des Projekts A31 Bot- 
trop-Emden im Bundesverkehrswegeplan (BVWP) 1992 als indispo- 
nibles Projekt festgelegt war, erfolgte hier keine erneute Bewertung. 
Deshalb ist für dieses Projekt das Dossier des BVWP 1985 beige- 
fügt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


51. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Aus welchen Haushaltstiteln (bitte mit Angabe 
der bereitgestellten Summe) stammen die fi- 
nanziellen Mittel für die Kampagne „Höchste 
Zeit, dass sich was ändert!“ des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit, und in welchen Medien (Zeitungen, 
Zeitschriften, öffentlichen Plakatwänden etc.) 
wird die Kampagne verbreitet (bitte nach Me- 
dium bzw. Unternehmen unter Angabe der je- 
weiligen Summe aufschlüsseln)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 9. Januar 2013 

Die Kampagne „Höchste Zeit, dass sich was ändert!“ wurde aus Ka- 
pitel 60 92 Titel 686 05 finanziert. Insgesamt wurden dort für diese 
Kampagne Ausgaben i. H. v. rund 1,2 Mio. Euro zur Verfügung ge- 
stellt. 

In folgenden Medien wurde die Kampagne verbreitet (Angabe der 
Kosten inklusive Produktions- sowie sonstige technische Nebenkos- 
ten): 

1. 18/1-Plakate in drei Städten auf 1 400 Werbeträgern, Ausgaben: 
270 000 Euro; 

2. Busbeklebung der Linien 100/200 in Berlin, Ausgaben: 23 000 Eu- 
ro; 

3. Infoscreens in 17 Städten, Ausgaben: 144000 Euro; 


* Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. Sie ist auf Bundestagsdrucksache 17/12042 auf 
der Internetseite des Deutschen Bundestages abrufbar. 
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4. verschiedene Werbeträger in sieben deutschen Flughäfen, Ausga- 
ben: 263 000 Euro; 

5. Citylightposter in zwei Städten, Ausgaben: 63 000 Euro; 

6. Riesenposter in drei Städten, Ausgaben: 373 000 Euro. 

Die übrigen Ausgaben entfielen auf die Leistungen der Kreativagen- 
tur. 


52. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Wie ist der Stand der Vorbereitung der No- 
vellierung des Abwasserabgabengesetzes 
(AbwAG), und welche ersten Erkenntnisse 
konnten bisher aus den in Auftrag gegebenen 
Forschungsvorhaben für die geplante Novellie- 
rung gewonnen werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 9. Januar 2013 

Im Februar 2011 legte das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung 
GmbH (UFZ) den im Auftrag des Umweltbundesamtes (UBA) er- 
stellten Forschungsbericht „Weiterentwicklung von Abwasserabgabe 
und Wasserentnahmeentgelten zu einer umfassenden Wassernut- 
zungsabgabe“ vor. Eine wesentliche Empfehlung des Gutachtens ist 
eine konzeptionelle Fortentwicklung der Abwasserabgabe. Zur wei- 
teren Vertiefung und Konkretisierung hat das UBA im Auftrag des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(BMU) ein Forschungsvorhaben „Praktische Ausgestaltung einer 
fortzuentwickelnden Abwasserabgabe sowie mögliche Inhalte einer 
Regelung“ an ein Konsortium aus UFZ, Universität Leipzig sowie 
Partnern aus dem Vollzug der Abgabe vergeben. Ziel des Vorhabens 
ist es, unterschiedliche Ausgestaltungsoptionen im Hinblick auf die 
durchaus widerstreitenden Ziele „Lenkungsintensität, Praktikabilität, 
Aufkommen, wirtschaftliche Vertretbarkeit“ systematisch aufberei- 
ten und mit Kriterien hinterlegen zu lassen, um sie anschließend be- 
werten zu können. Der Abschluss des Vorhabens ist für Juni 2013 
vorgesehen. Es ist geplant, die Ergebnisse des Gutachtens in der in- 
teressierten Fachöffentlichkeit diskutieren zu lassen. Die Bundes- 
regierung wird anschließend das Gutachten und die Diskussionen 
auswerten. 


Berlin, den 11. Januar 2013 



Projekt: A 20 Lübeck (A 1) - Rostock (A 19) 


länderübergreifend SH/MV 


Land: Schleswig- 

Holstein 
Projekt-Nr.i MVlOOl 
Stand: 09«04«92 


LSnge; 120,0 kB 

15,0 km Anteil A 20 in SH 


Kosten: 1320,000 Mio. DM 

165,000 Mio, DM Anteil in SH 





Technische Merkmale und Ziele des Projekts: 


4-streifiger BAB-Neubau !; 

Verkehrsprojekt Deutsche Einheit j 

Verbesserte Anbindung des OstseekÜstenra^es , einschließlich 
der Seehäfen und großer Bereiche des Landes Mecklenburg- 
Vorpotmern an das westdeutsche und europäische Autobahnnetz 
Entlastung der küstennahen B 105 | 


Prognostizierte Verkehrsstarke 2010: 

Durchschnittlicher täglicher Verkehr Kfz/24h 

am V/erktag 50500 

am Urlaubswerktag 70700 

am Wochenende 59500 

|i 

' (LKW Anteil) 

1 ( 8 %) 

;; ( 5 %) 

Projektbeurteilung 

1 

1 . Gesamtwirtschaftliche und verkehrliche Bewertung - siehe Ani 
N utzen-Kosten -V erhältnis 

age 1 

6,1 

2. Ökologische Beurteilung (Umweltrisikoeinschätzung) - siehe Ai 
In großräumiger Betrachtung erkennbare 
Problemhäufungen mit besonderem Gewicht 

liege 2 

erhebliche 

3- Städtebauliche Beurteilung - siehe Anlage 3 

Aus städtebaulicher Sicht bedingt empfe 

kienswert 

4. Zusätzliche Entscheidungskriterien • siehe Anlage 4 

Projekt Deutsche Einheit 


Einstufungsvorschlag: 

Trotz erkennbarer erheblicher ümweltprg 
nach Abwägung aller Belange dem verkehr 
Ziel der Maßnahme Vorrang eingeräumt. 

vordringlicher Bedarf 

b lerne wird 
spolitischen 







Anlage K 


■ I 

Proiekt: A 20 Lübeck (A 1) - Rostock (A 19) Land: Schleswig- 

j I Holstein 

|l Projekt-Ni’.: MVlOOl 

i' Stand: 09.04.92 

länderüber greifend SH/ MV I' 



Projektabschnitt 


Projis-Nr, 



Länge Kosten Ein- 
km Mio. DM stutting 


A 

20 

Lübeck (Al)- L-GR SH/MV 

01 

Ol 

|4 

15,0 

165,0 

VB 




91010 




0,0 





800 

1 





A 

20 

L-Gr SH/MV - Grevesmühlen 

12 

oi 

-4 

25,0 

275,0 

VB 




91002 




0 1 0 





910 






A 

20 

Grevesmühlen - SO Wismar 

12 

0,: 

-4 

25,0 

275,0 

VB 



(Umgehung Wismar) 

91002 




0,0 





920 






A 

20 

SO Wismar - Rostock (A 

12 

d 

-4 

55,0 

605,0 

VB 



19) 

91002 

il 



0,0 



930 
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!l 

Projekt; A 20 Lübeck (A 1) - Rostock (A 19) ' 


länderüber greifend SH/MV 


Gesamtwirtschaftliche und verkehrliche Bewertung 


Land: Schleswig- 

Holstein 
Projekt-Nr.; MVlOOl 
Stand; 09.04.92 


1 . Projektnutzen 

j| 

JohrKche 
Einsparungen 
in Mio. DM 

1.1 Transportkostensenkungen Ij 

Einsparungen für BetriebsfOhrung einschl. Energie 

sowie Fahrzeugvorhaltung i i 

51,066 

1 .2 Kosten der Wegeerhaltung 

Im Falle investitionsbedingter Kostonsenkungen 
positives Vorzeichen bei Nutzen, sonst negatives Vorzeichen 

1 

1 

-4,744 

1.3 Beiträge zur Verkehrssicherheit 

Kostensenkungen durch verringerte Unfalthäufigkeit 
und -schwere 

1 

129,241 

1 A Verbesserung der Erreichbarkeit 

Zeiteinsparungen der Verkehrsnutzer bei der Erreichung 
von zentralen Orten, Arbeitsstätten, Erholungsstätten ' 

1 

■ 

62,215 

1.9 Regionale Effekte I 

Gesamtwirtschaftlich relevante Erschließung struktureller ' 

Arbeitsreserven und sonstiger Produktionspotentiale 


51,678 

1.6 Umweiteffekte i 

Abbau von verkehrsbedingten Belastungen, insbesondere i 

Lärm und Abgase, sowie von Trennwirkungen, i' 

im Falle von Mehrbelastungen negatives Vorzeichen ' 

24,112 

Summe der Projektnutzen 


313,565 


2. Investitionskosten 

'! 

Jahre skosisn 
in Mio. OM 

Baukosten sowie Kosten für Rächenerwerb, Entschädigun- 
gen, baulichen Lärmschutz und für bauliche Maßnahmen 
zur Minderung von Eingriffen in Natur und Landschaft ! 



51,678 

i 

1 


3. Zusammenfassung 


Nutzen-Kosten*Differenx in Mio. OM pro Jahr 


261,890 


Nutzen-Kosten*Verhältnis 


6,1 
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Projekt: Ä 20 Lübeck (A l) - Rostock (A 19) 


länderübergreifend SH/MV 


Land: Schleswig- 

Holstein 
Proj’ekt-Nr.; MVlOOl 
Stand: 09.04.92 


Umweltrisikoeinschätzung 


siehe Beiblatt 


Kartograpl 


Nische Darstellung: siehe Anhang 




11 . 



Zusam menf assung 


In großräumiger Betrachtung erkennbare etrhetoliche 
Problemhäüfungen mit besonderem Gewicht.' 



Beiblatt zu Anlage 2 


PROJEKTBEZEICHNUNG: LAND: 

MV 1001 (VDE) A 20 Lübeck (A 1) ~ Rosiock (A 19) (Vc<kebi:spi»jela Deutsche Einhcdi) SH/MV 


LÄNGE: 
105,0 Ion 


Bcschrähuüg des betrorreaen Reumes Ruunütcdeulunii, Käiiniki|]OT ^ 1 1 Zunkimtw&s^de ErectinisdsnMUane 


Der schluwij-bohtciiiisdie Koiridonbtehnut 
der A 20 tunliOi die eOdlichcu Niedeiungs- 
berelchc det Lttbedccr Beckeru nüi dot 
tudCwesl) nOid(on) vediufemien FIüssca 
Tnve, Gtieiuu, LwidgixbeA und Wakeniue 
sowie dem Elbe-Ulbede-Kanal iiu Clbergan} 
zur tiiuker nüenerten Ratzebur)>er SeenpliUe 
im Süden (nOtdiidierTeil des Naiuiperks 
Laubenbutjer Seen). Das Gebiet in in stdxiam 
ndrdUchen ehenenat Tbil Oberwiegend intensiv 
ilädüsch genutzt, wobei die Auen der geninn' 
im Cewüsscrsysieme, x. T. naiumah mit 
feuditeti Ctäidandsizndorteii, einzelnen oiXe- 
nen, t, T- semaeligcii Waiieiflächen, Hach* 
mootbeieichen, Rbbiühi, bewetdeicn oder 
bewatdetu Sieilkanioi und Schlucbiwäldcm, 
in das Sladlgebiei hineitttekhen. Die umgeben- 
de Äckei* und Wicuanlzfidscbaft ist in vielen 
Bcieiehen duidi Knicks gegliedert. 

Zwischen dem Ratzeburger und dem Schwe- 
riner See quot der Tmssenkonidor die wellige 
bis Oadikuppige JungmeiäflenUndschari des 
WestmeddenburgisdiGn SeenhOgdiandcs. 
dessen Reliel durch emzelne, büher aufrageiulc 
Hügelzüge (bis lOO m ü. NN) belebt wird- Die 
FhiMler sind lief emgeichiüuen und gewun* 
den. Beswdeis iriu das Tal der Siepeflüz her- 
vor, da es mit seinem Verisur von Sudoiicn 
nach Noidweslea gleichzeitig die Achse des 
Westmeekienborgischen ScenhügellMides 
bildet. Maurine und Rodegast als bedeutendste 
ZuOosse veiiaufen io SOd-Nord-Ricluung. Oie 
Stepeniizrinne vcrlügt außerdem über eine 
Vielzahl keoenarrig aneinandergextihter Flull* 
seeo. Das Lindtchafttbild wird insgesamt von 
großflächig intensiv genuiisen AckBrflädten 
bestimmt, die von $&Uen und artdeten, itiüst 
wassergefüllten HdtUormen eiszeitlichen lir* 
ipnings durchsetzt sind. 

Im weiteren Verlauf erreicht der Korridor die 
Wümater Bucht, die halbkreitfhrmig von ei- 
nem Hühenzug (EadmorüBflikrazue) eingefaßl 
wird. Eine mariunie Landschaftsgliederung 
erzeugt der Wailcnstcingrabes, der zwischen 
Wismar und Schwerin veritufi. 

Das sich instMeßende Wamow-Retkniiz- 
Geblei weist von Westen nach Osten eine 
DicigUederigkeil auf, bestehend aus; 

O dem sehr Idmuden, langgestreckten Talzug 
der Wamow quer zum Korridor, 

D welligen Grundmorüncnplatien, die durch 
abflußlose Sooken, Bachläufe und Kuppcit 
gegliedert sind und 

D dem reliüv schmalen, langgestreckten 
Talzug der Reckniiz mit Südwest-Nordosi* 
Ausrichtung. 


Insgesamt zeichnet sich der UnlBtSuchvmgskat^ 
rtdor durch ein weimuischiges Netz sehr wert- 
voller Bereiche aus. 

Uctausragend sind die vielfaGh niiumah lot- 
geprigien Cewässetsystune, die nauunahen 
Wsidbereiehe und Bereiche mit eineni lebhaften 
Wald-Fcld-Mosiik. 

Die zmuiafc Problematik dn Riumef raiultien 
aus der UnvereihbatfcBit der Zeischneidungs- 
wirkung des Vorhabens in wost-ötüieher Rich- 
tung und den quer dazu ausgeiichieten Koq- 
fliktbereichcn. Es hWtdeU ttich sowohl nm groB- 
liumige ßendch als auch um Klein- und Klein- 
ststrukiuten des eiszeidteben Foimenscbatzes, 
die gerade in ihrem funktionalm Zusamtnem- 
hang beurteilt werden müssen: 

o GewSsscisysiem der Tmve (LSO, ND) mit 
Grienau und Eibe-Ubeck-Kanal: Eeudn- 
grilnland, Altanne, Sicilkameit, Sdtluchi- 
kamen in umgebender Knicklindiäuft 
o Gewkstenyslem der Wifcenitz (SLO, N3G, 
NSG geplant) mit Landgreben; Bruchwälder, 
Niedermoor, seeoarlige Flächen, 
Feuebtgrutdand. Ritzeburger Sec mit Ver- 
landungstöhrichiesi, Sumpfweidengehdschen. 
Nordosiufer in Ruhezonc und 
Rückzaigstzum für (Avi-) Fauna. 
o Klcmpauer Moomiederung mit Grünland, 
Wahiflächen, Knieka und Fließgewiaietn. 

D Homstorfer Endmotinet kletnsuukiurien mit 
T rockcztiebensrätimen, 

0 Waldgebiet der Krummesser Heide, 

o Jungmoräntmhmdschafl mit typischem Fot- 
menschatz und verscducdcnaitigen Lcbeni- 
räumett; Söfle, Seen (Großer Tessiner Sec, 
Eloheospmnzer Sec), Bndmoiinen, Moons, 
Feucbtgcbicie, Trockcnstanderie, 

D Niederungtgebietc/Auen der Fließgewisser 
in uatumahem Zustand (Wskeniu/Trave, 
Maurine, Rodegasi, Siepeniiz, WalleiMlein- 
gtaben, Wamow, Reckrtia) mit Feuchtwie- 
ssn, Röhrichten, Niedermooren, BnicbwSl- 
dem, Hangwäldem u. a.); herausragende 
Bedeutung (z. T. NSG) bcsitzien Wakcniiz. 
Wamow IB, W, L], 

D Küsiensaum der Osuee mit Bodden, Dd- 
nenlandschafien und Niedcrungsbereichcn 
(KlülZer Winkel) [B, W, L, E], 
o Giußfläclüee ScmJiiidtchafteii (Scengebitit 
NcnldosW-Warm) [D, W, L, E). 
o Bereiche mit kuEuuhisunücb henusragetuier 
UtMlcuiung (WaUmsieißgrahen, Dorf Meck- 
lenburg) IB, W, L, E, K]. 

0 Nammabe Laubwaldbeieiche mit tl T. wett- 
voUcn Altholzbeständen (Waldgebiele bei 
Schlonmin und Siubbendorf) (B, L), 


Die Vielschichtige tind ataenua hohe Emp- 
ftndL^Uhkeil des Unlersuchungskorridors 
Südlich Lübeck läßt dtte Abgrestzung 
einet relativ konfEikzirmen Korridors 
nkhjt zu. Als besotukn kritisch ist die 
Ane,iiiaodBt«ihung wertvollen Nieder- 
ungigebietei und Flußlandschafien ein- 
zustillfai. Im Lübecker Umland bewirkt 
die Trasse die Zenchneidung dieser läipi- 
lieh|aitf den BaUungsrsum gerichteten 
LandschaflSStrukturen und ihrer Aui- 
gleiclhsfunküoac». 

Der inschEeßende mecklenbutg-votpom- 
menehe Korridorahsetmiu verikuft im 
läaäiichen, überwiegend landwirt- 
scb^tlicfa geauizKn HinierUrtd der Ost- 
seeieüste und quen durchgängig Bereiche 
mit hoher bis sehr hoher Konflikulichie. 
Klikncn Teilbeielehcn mit geringer Kqb- 
fliktmchte (GrundmoiänenLandschall) 
stebw Boteiehe mit einer gioßtäumigen 
' Mäpung von Kleiniitukuren (z- B. Jung- 
' moVltncnlandsehaft) und vielfach vemeiz- 
I len NiedetUhgSgebielen bzw- Flußauen 
gc^ettüber, die sehr konfllkuriichtig sind. 

. Atifgrartd der abschnittsweise höhen 
Sirukturvidfali und Konflikidkhie kamt 
eine insgesamt reiauv konflikutme 14- 
: nienfindung nicht Mgenommm werden. 


HlhwelM fflr die Woitere Planung ■, • 


Ingcsaml betrachtet ist zwischen LSheek 
un^ Neuklosler-Wami tane Trassierung 
d(i Yorhabetu soweit nördlich wie mög- 
Uch anzustreben und im weiteren Verlauf 
soweit südlidt wie möglich- 
Einzclne Hinweise aus UmwelMiebi; 

O ^ NördUebe Umgehung von Lübeck, die 
; die Wakeniizaue schont 
O nördliche Umgehung des großflärdri- 
, gen Scengehieies bei Neuklotier-Wa- 


O Quening des Wamowlalt nördlich 
Schwarm 

O Kreuzimg des Talbereichs des Hohen- 
Jl spterBcr Sees gemtrinsam mit der 
bestehenden A 19 


Außerdem sind die zu etwaircnden Er- 
nrhließungseffekte für den Untersu- 
pawgsraum sowie für die Osueefcüsle aus 
Untweltsichl Pi untersuchen. 


VtrweodeiB AbkürzungMi (für die tbcmallsche Dedrsutung der Konßlkltwrelche) 
B Aitw- Und Biolqpschtttz W Wasser L Landschafisbäd 


pOr das 'Projekt Deutsrdte Einheit" A 20 
Ist beteils eine UVS für den Abstduüa 
llrübeck--- Rötuek durch das Büro Smeeu 
1 Damiichek (Köln) in' Eraitcituag. 


E Erholung 


K Kultur 







Beiblatt zu Anlage 2 


PROIEKTBEEEICBNUNG: BUNDESLAND: 1 

MVIOOIA (VP@A20 Ulbcdt (Al)- Rostock (A 19), ScMeSwig-Hnltuln 1 

TeH Utbuck (A 1) “ L-Gt. SH/MV ! 

STREOCENlJÜSiaE: 

25 km 

BaSSdU-afhUDg du 
batrulTtncii Rzwnei 

KuumumpnhdUthkali, -bedeutung, KonfllRlbatiaicti«'' 1^*'* ' 

1 «r < 

EuaMBnusnötsende 
Ervhiilsdinlellungt'lL' ' 


Du hier tome fl ui KoaUei der 
A 20 (liehe lueh weiieie Ksnidoc 
b«iuu4un( hfV 1001 A 002} IU1I11& 
die lOdiichen f^eniatibcRidi« 
de* liibeckef Bcdccni teil dee lOd- 
(w«k} - n«d(ci*t) wdiurendefl 
HUhe» Ttave, OiiauH, Lwdfpibca 
und Wikaiüi lOwie deffl EU)»Ü>- 
l>iiek‘IUflil im OtHotu} ntr nläer 
relieTieileii i(*iztbiuga Seoipliii« 
im $aded (DfitdliduzTai de« Ni- 
uipuju Uueebuitct Seen). O«* 
Gdiiei iit in wnen eftidlidMR 
cbenezeq Teü abennegend üueneiv 
itidiieeh genuBt (u. 1 . Weimgebie- 
m. HukiÜiz, Dejwni«). webi die 
Auea der geoiniaai OewiKiaiyita- 
ne, z- % twtduub mit feudUen 
OdkdiiuliundeneD, rinrelnm <■£(»' 
nett, 1 . T, ieemnSgett WtneiiU- 
Chen, FUidimeoihctncha, Kdb* 
acht, tcweidiaea oda bewtldcua 
Steiäaaua und Schlwhlwlldoxi, in 
dal Sudigehiet htneuunehiai. Die 
umgebende Ader' und WiexenUnd- 
lehefc iit in «iEleu Bemiidn diucli 
Itrüdu gegUeden. Die Senuche 
südlich OniCUläriiaiu und sOdfoUieh 
de« Klempiuer Mooiu tun den Ru> 
lebuiger See (ilonutaiier Endmnri- 
ne) «ind idiüv slSilcer tefielteo; der 
Ratrebuxger See leibet ist Hkmenl 
de« Wiheniirgcbiiuct (LSCS und 
«gUi bieiic VcdinduRphoMa «uT. 

Du Voctuben dient , «uf den fUam 
Ulbedi beugen • der vtskehrlichefl 
Eniluuuig der Odilagea (Sctduui{)) 
YOn DbeiRigionelen Od'Wcti-Ver- 
Icchi iwücben NnrdweitdoitichlMid 
CHitnbutg, Kiel. FSnuburi} und 
Nuidande t iu ch li n d biw. pnlen 
(RenuKk, Stettü), 


NitdrUcb* Rctsuurcen, . 

Lindschellipotiiillili ("'""'"i. 

Buden: Qnfe Teile d» Knmdihs hodf 
empfiodliehe Lehmboden nsd Nieder 
tnoorbereiche, ildhd «penifirehe Vor 
beluoingen in dm Siedlungiberelchm 
und an Verkshnwegn. 

Watend Ceumvr Koaidor hach «ntp* 
ruidlieh (Niedemngibereiehi i. T, nur I 
gaingc iindigc bis beinn DedueMcb- 
urOi SE> T, Wauerxdhtebereiehe (We* 
kenitz ttauxhüigm See). 

BiuK^: Fut der gesamts Kuindi» hoch 
eaplindlich, lisrauetgend lebudwar, 
dig und bedeuoam liad iaabeitedere 
din weiigehend vetnemm Riuehiblau- 
pe. Iss ng«n he«» 

« (JewSteteyaum der Tnv« (LSO, 
ND) mit Criouu und Hlbo-Lobeclc' 
Kusil: FaichtgjdlnUnd, Aliinne, 
Sieillcinlen, Sebludidonten in 
uiBgebeodo’ KnieUindiduIl 
> GewdsKusyiusii der Wikenilz 
(LSG, NSC, NSO gefiliiu) mit 
Lindgnben: Btuehwllder; Niedei- 
maur, sasunig« FUcbeit, 
Feudugronhnd. RittehiugGt See 
mit Vedandungsrbhsiditei, Sungif- 
veidtegdblitche». Nurdatuifer ist 
KvbESnms und KUebivgKamt iDr 
(Avl-)Faiuui 

• Kltanpiuer Mootmedetuiig luh 
CiOtiUnd, WaidUiehen, Knides und 
HieSgewbSeW 

• Wsid- und llddegebiete: Ktvirr 
mcteir Heide, WuLfsdmder Hmdc, 
Wsldgebiet der Knutsneis« Heid» 

landidiifuibild/Huhc: Wüe Teile der 
sOdlichen Lubeeker UmUndei «Ind 
hcch cn^ßndUch. Untertnhiedii^ 
«utskuiiiehe Niedstungi- und F lnB I« nd - 
«ehatoi, I. T. LSe. KD. NSG (r. B- 
Tkive) wd tunumth lusgi^rfgi; suuk- 

' tunetche KnieL, und WaUlindtebifies; 
iUSgeprigt RÜenen» Kaflinucler End- 
mntide 


UmweUnutiimgca^ ^ 


Landuniudufi: Die Fnuduum |1^ ln 
weitej Tellai lindwutlthiftiieh ge- 
ni«^ I I 

Wuierwiiuchift: Erämgigebkt derWt- 
lienitt ist Wisecaebehbereitih (ObuiU- 
chenwaradgewinnuag}, ihent« die 
Umgebung vun Kiumnuei; W Rcin- 
feJd !, 

Eihntung-. Der gesamte Raum bn graO« 
Bedeutung für die Kabeibebing (LSO, 
NP, Gdhiitlge, WstsetiUefaAd), Im Be- 
iticlt des NiicupiEki LiucsiHBger Sann 
auch tu den übeitegigiui«ii 'Fremden- 
vathehn Badcutsiffl 0ir Lhb«k dnd 
die gewbietbeghduadea giuMUntignt 
GeUflzUge, di» in di» Siedluugsgtddnia 
biiMinteÜica. 

Wduutni Der UntctsmdmngtniiBV umfaBi 
lubuibine Suduandbereichd LQtaKlu 
(Moisling, St. JOigen. SL litibenva) 
sowie Utadlich gepidg» Voipti«. win 
Hintbcrge, Ntendaif und KjtWibrdn. 




Im getamiea Kemdorhummu Boden- 
dngmUir vor, Sdiwopunhu jiind die 
Tiavteiedening towtn da« Hoaislorfer 
EsdmocllnengetietAimgeimng'de* Raufi- 
butgerSaeo, 


Dia vicisehichu'ge und Obenui 
hohe EmpiindlichltniL da Uaur- 
nichuagileoräddis tUdSeh Lübeck 
USi eüe Abgrenzung «ana tdiliv 
Iccolhkuimeii Konidw« ntChi m. 
Al« betenden kritiseh in die 
Anesnaadeiieihimg von wenvoUea 
Niedanwgsgebietoi uad FluBland- 
adulien (i. T. gaiMiu) m'gnnni- 
fcn. Im Lübecka: Utnlind bewükt 
dia Tnue & Zewhnübug 
dieier «ümtRch auf den BsUungi- 
taum getüdMetei Land- 
lefaaftiiuuktunn imd huw Au«* 

Hinzu kuRunt da* Riiik« zussizlh 
eher unerwdnishur SckusdSief- 
fekin. 

Ol e irh rri t i g «ind die bestehenden 
Umwc l tk roO ikM» üifolge de« 0«i- 
Weii-Veikebn lUr berömmia 

len entsehkrft weiden. 


plaaungtuand/Ergahhlaimin- 
mtafhuung wdagfwlir tfcolugi* 
leher UnMnuebu^faiUVS 


*Voritibca DeuUetus Rinhai t*; Ver- 
kehr- und UmWuiauHescuchwgiii 
(UV5) sind in AoBni gegeben 
{jiehE Kaaum "HiBweiie flk die 
weitere Planung*}. 


MOgUdse Risiken durch sakuoiUrr und kumulalfve EITckta 


Din goimt« Keginn um du ObeBenUtim Lübeck mit nnnnr gte&cn Bedamung für Es- 
hclung und Ficmdcnvetkehr ist ioTnlge der deuischen Vureinigung imd ihixr Folgen 
«ehwer Ubemiduubamn riumsUukuiiGUcn Entwicklungipreacues auigeseizi. Teil die- 
ser Entwicklung ist auch da« zu beuneilendn 'Vnrhsben mit «einnr ttbieircgicnalert Vor- 
kehiabedctuiwg- Die Autebthnpltnung wird zur Eniwertuag der auch iv&nuid der 
bübesigeni Randlage an der chi^tligcn DDR-Qusdu ahiUcnoi OScclogiiclKn, kuUmr 
Undsclufiliehen und eiholimgiwliksimen Riutniluiliilien iin Shdea Lob^s fOhmm 
El ist wahnehetnlidi, daS daduieh weitem unerwQmdtie, uuknntmlliabiiRi Sokundli' 
eliekte (z- B- inlulge SiedlviigtetiwlGklung) mit negiiiv«) Fcdgen dir du Umwult 
sUtk bcrehleuiiigi wenten. 'Veikdtdieh» Enilatiungicneklo AU Siedlungsinnüeho sind 
wsbtschoinlieii. 


Ulaweist nr <fl« wcltcra . 

W landia-aft ■ 

r Vli .1],]. '■ f .'i '. • ' 


Atifgiuitd der tu« Umwnluleht 
haehn pmblemaiisehen Einsdiiir 
zung des Koiridne) wird luf di« 
rkuiulicb und «acblich weliexgc- 
faSiB Umwdiuntcnudtung lur 
Osbee-Avtobahn A 20, AUchniB 
Lübeck — RBhni, verwiesen. (Bo- 
lu* Smixu t DitiHschek. Köln; 
TiOper + Ckndeicn, LUbaek). ltn 
Raum Lübeck wird dibei amltcltit 
dl« Alge einer uärdliefa oder 
südlich Lübeck zu {Uhntnden Au- 
tobabntrasse gieEikunng aatee- 
tttcbt. Ein« vofllufigc Tnuitaibe- 
weitujig gibt einer nOtdlkh« Vs- 
öante insbesondere «ufgnind der 
betmis voditndencst SiOtungm ini 
sUdtlsehi» und 0lu>lo|ü«Bben Ge- 
(Dge den Votzng- 










Anlage 3 


Projekt A 20 Lübeck (A 1) - Rostock (A 19) 

länderübergreifend SH/MV 

Städtebauliche Beurteilung 

1 . Bedeutung der von der Maßnahme berührten BereicI 

1 . 1 Lage/Merkmale/Empfindiichkeiten 


I 

he 


Land: Schleswicf» 

Holstein 
Projekt-Nr,; MVlOOl 
Stand; 09.04.92 


zwei großräumige Ost-West Verbindungen: 81 05; Lübeck - Wismar - Rostock 
(küstennahe Straße) und Bl 04: Gadebusch - Schwerin - Güstrow, Dazwischen 
befinden sich mehrere Verbindungsstraßen unterschiedlicher Bedeutung, z.B. 

B 1 06 Wismar - Schwerin, B 1 92 Wismar - Wann - Brüel - Stemberg 
Rostock, Wismar und Schwerin sind die drei bedeutendsten Städte (Hansestäd- 
te) im Mecklenburger Land j ! 

Schwerin besitzt eine historische Altstadt mit Gebäuden des IB. und 19. Jh. und 
ein Neurenaissance-Schloß; die Hauptverkehrsstraßen umfahren den Stadtkern 
Wismar ist eine alte industrie- und Hafenstadt an der Ostsee 
Rostock ist bedeutendster Seehafen der NBL; Altstadt mit mittelalterlichen Kir- 
chen; B 1 05 trennt Innenstadt von Hafen und Warnow 
GrevesmOhlen, Gadebusch, Bützow: Städte mit z.T. größerenji| 
scher Bausubstanz 
Güstrow, mit Altstadt und Dom 


Anteil an histori- 


1.2 Konfüktbereiche [ 

- ca. 40 kleinere Ortschaften mit höherer Empfindlichkeit von Durchgangsverkehr 

beeinträchtigt ' 

- Wismar; 8 1 05 mft Abzweig B 1 06 durchtrennt stadtkernnahen Bereich; verkehr- 
liche und städtebauliche Beeinträchtigungen 

- Schwerin: Stadtringstraße trennt städtebaulich wertvolles Schloß von der Altstadt 

- Rostock; stark befahrene Straßen beeinträchtigen historische] Bausubstanz, z.B. 

Marienkirche ! 

- Güstrow; enge Durchfahrt durch hochwertige, stadtkernnahe; Wohnbereiche und 

innerstädtische Grünanlagen i ' 

2. Maßnahmewirkungen ^ 


2.1 Entlastungseffekte/Nutzenpotentiale ^ 

- Maßnahme hat den Charakter einer großräumigen Ost-West-Verbindung zur 
Erschließung der Ostseekßste als Wirtschafts- und Freteeltraijim 

- Entlastung von Stadtdurchfahrten abhängig von der Trassenlage 

- Nutzenpotentiale werden vor allem für die Entlastung der Küsjtenstraße 8 1 05 

- hier positive Effekte für die StadtentwickJung der Innenstädte] von Wismar, Ro- 
stock; Entlastung kleinerer Orte auf dieser Strecke 

2.2 BelastungseffekWRisikopotentiale 


es werden hohe Belastungen durch Abkützungsverkehre vorj der A 1 über Lü- 
beck auf der ß 1 04 bis zur Anschlußstelle der A 20 erwartet 
Risikopotentiale in Verbindung mit dem Trassenneubau werden für bebaute 
Bereiche beim derzeitigen Kenntnisstand der Planung aufgrund der dünnen 
Besiedelung in nur geringem Umfang erwartet | 


3. Zusammenfassende Empfehlung , 

Die Maßnahme MV 1001 Neub. der A 20 Lübeck (AI) L-Gr.Sli(/MV - Qrevesmüh- 
len - SO Wsmar - Rostock ist aus städtebaulicher Sicht bedingt empfehlenswert! 


Nutzenänderung aufgrund städtebaulicher Effekte 


5 % 


6,4 (NKV^.^ 


) 




Anlage 4 


Projekt: A 20 Lütaeclc (A 1) - ROstoOc (A 19) Land: Schleswig- 

1 ; Holstein 

l‘ Proj 0 kt-Nr.: MVlOOl 

I Stand; 09.04.92 

länderütoergreifend SH/MV i. 

Zusätzliche Entscheidungskriterien | 

1 . Internationale Bedeutung ;| 

E 22 i'l 


2. Interdependenzen 


3. Planungsstand 

3.1 Einstufung ßVWP '85 


3.2 Derzeitiger planungsstand || 

Für diesen Abschnitt der A 20 stehen sowoi^l die verkehr- 
lichen Untersuchungen als auch die Ontersitcbungen zur 
ümvreltverträglichkeit vor dem Abschltiß ' 


4. Sonstiges 


Tangiert durch die Konzeption der DB/DR fji 
Koiabinierten Verkehr /Güterverteilzentren ^ 
(Bündelungseffekte im Güterfernverkehr) 


r den 


5. Vorliegende Stellungnahmen 

siehe Beiblatt | 

I 


6. Beschlußsituation 



Beiblatt zu Anlage 4 


Projekt; A 20 Lübeok (A 1) - Rostock (A 19) 


lÄnderübergrelfend SH/M7 


Und: gehlsavig 
Holstei 

ProJekt‘Nr.: KVlOOl 

Stand: * 15.07.92 


6. Vorliegende Stellungnahman 



* HdB Killer I 

** MdB Zywiets; ,1 

Stadt Bad Oldesloe 

- Vorwerker Heltne 

- Bürger 

*• Zentrale für WlrtschafitefBrderung 
'• 11 Privatleute 

*■ MdB Janzen 1: 

- BM Dr, wilckan (wiemar) !| 

Landkreis Raaz, Malchin 

90 • Handwerkskammer Lübeck '' 

90 « DautBche Handwerkskammer l! . 

90 ** Landkreis Lüchow - Dannenberg J 
90 - Handwerkakamaer Rostock ‘ 

90 ■<* Kandwerkskamner Schwerin i 

90 - Bürgermeister der Stadt Hismar : 

90 - AG der IHK Im ehemaligen Zonenrandgetaiet 

91 - ADAC I 

91 * MdB Bviuer i 

91 - PrSaident des Senats der. freien und Hansestadt Hamburg 
91 CDU -- Bürgerschaftsfraktion Hamburg 

91 - MdB Hedri'ch* . ' if 

92 - CDU, SPD, FDP Kreis Segeberg 


Dagegen 


91 

92 
92 
92 
92 
92 
92 


12 Privatleute 
BI Bund Lübeck 

090 Private gegen gesamte A 20 
DM Kruse (Mallentln) 

MdB JaCfke 
MdB Ehlers 

Bürger. ' , ^ 

Landes jagdverband Schleswig -.Holstein 
Heimatound und Geschichtsvereln Herzogtum Lauenburg 
Gesamtbündnis "Keine Ostseeautobahn" 

t rsenpeace 

rztebund für Umwelt und Lebensschutz e.v. 

Die Grünen Kreis Bad Segeberg . i 
Diakonisches Werk "Vorwerker Heimej" 


I 



I 


IC 



Projekt; A 20 RostocK (A 19) “ Zubringer Schwedt Land: Brandenburg 


länderiiber gr e ifend BB/MV 

ProjekrNr.: MV1002 

Stand: 09.04.92 

Länge; 2 05,0 km 

50,0 k» Anteil A 20 in BB 

1 

1 

! 

Kosten: 2230,000 Mio. DM 

525,000 Mio. DM Anteil in BB 

1 

1 

i 

Technische Merkmale und Ziele des Projekts: 

4 -streifiger BAB-Neubau 

Verkehrsprojekt Deutsche Einheit 

In Verbindung mit Projekt MV lOOi verbe 
Ostseeküstenraumes, einschließlich der 1 
Bereiche des Landes Mecklenburg-Vorpomin< 
Westdeutsche und europäische Autobahnnei 

1 1 

sserte Anbindung des 
Ipfen und großer 
am an das 
•Jz 

! 

i 

Prognostizierte Verkehrsstärke 2010: 

Durchschnittlicher täglicher Verkehr Kfz/24h 

am Werktag 15700 

am Urlaubswerktag 22000 

am Wochenende 18600 

(LKW Anteil) 

(14 %) 

( 9 %) 

! 

Projektbeurteiiung ' 


1. Gesamtwirtschaftliche und verkehrliche Bewertung - siehe Anii 
Nutzen-Kosten-Verhältnis 

ige 1 

2,6 

2. ökologische Beurteilung (Umweltrisikoeinschätzung) < siehe Ain 

In großräumiger Betrachtung erkennbare 
Problemhäufungen mit besonderem Gewicht: 

läge 2 

erhebliche 

3. Städtebauliche Beurteilung • siehe Anlage 3 

Aus städtebaulicher Sicht empfehlensver 

t 

4. Zusätzliche Entscheidungskriterien - siehe Anlage 4 

Projekt Deutsche Einheit 


Einstufungsvorschlag: 

Trotz erkennbarer erheblicher Umweltpro 
nach Abwägung aller" Belange dem verkehr 
ziel der Maßnahme Vorrang eingeräurat, i. 

siehe Anlage K 

bleme wird 
apolitischen 

1 







Anlage K 


Projekt; A 20 Rostock (A 19) - Zubringer Schwedt 

länderübergreifend BB/MV 


Lar;d; Brandenburg 

Pföjekt-Nr.: MV1002 

Stand: 09*04.92 



Projektabschnitt 

Projis-Nr. 

Bau' 

typ 

1 

Länge 

km 

Kosten 
Mio. DM 

Ein- 

stufung 

A 20 

Rostock (A 19) - Abaw. 
Stralsund 

12 

91003 

700 

0-4| 

1 

1 

1 60,0 

660,0 

0,0 

VB 

A 20 

Abzw. Stralsund - AS 
Neubrandenburg (B 197) 

12 

91004 

510 

0-4 

47, S 

1 

522,5 

0,0 

VB 

A 20 

AS Neubrandenburg (B 
197)- L-Gr MV/BB 

12 

91004 

520 

0-4 

47,5 

522,5 

0,0 

VB 

A 20 

L-Gr MV/BB - A 11 

13 

91001 

0-1 

25, 0 

275,0 

0,0 

VB 


400 







Anlage K 


Projekt; A 20 Rostoc]c (A 1.9) - Zubringer Schwedt 


IMnderübergreifend BB/MV , 

! I 


Land: Brandenburg 

Projekt-Nf.: MV1002 

Stand: 09.04,92 


Projektabschnitt 


Pfojis-Nr. 


Bau*i Längs Kosten Ein- 
typ , km Mio. DM Stufung 


A 20 A 11 - Schwedt 


13 O- 4 I 25,0 230,0 KB 

91081 1 20,0 

200 II 


dafür alternativ im Zuge der B 166/198 
Ausbau mit Ortsumgehungen (s. a, BB2024) 



Anlage 1 


Projekt: A 20 Rostock (a 19) - Zubringer Schwedt Land: Brandenburg 

I ' Projekt-Nr.: MV1002 

' Stand: 09.04.92 

länderübergreifend BB/MV 


Gesamtwirtschaftliche und verkehrliche Bewertung 


1 . Projektnutzen 

Jährliche 
Ginsparungen 
in Mio, OM 

1.1 Transportkostenisenkungsn 

Einsparungen für ßetriebsfOhrung einschl. Energie 
sowie Fahrzeugvorhaltung 

■' 

i'l 

|l 

28,622 

1 .2 Kosten der Wegeerhaltung 

Im Falle investitionsbedingter Kostensenkungen 
positives Vorzeichen bei Nutzen, sonst negatives Vorzeichen 

i! 

-7,720 

1.3 BehrSge zur Verkehrssicherheit 

Kostensenkungen durch verringerte Unfailhäufigkeit 
und -schwere 


65,420 

1 .4 Verbesserung der Erreichbarkeit 

Zeiteinsparungen der Verkehrsnutzer bei der Erreichung 
von zentralen Orten, Arbeitsstätten, Erholungsstätten 


37,376 

1 .5 Regionale Effekte 

Gesamtwirtschaftlich relevante Erschließung struktureller 
Arbeitsreserven und sonstiger Produktionspotentiale 


89,375 

1 .6 Umwelteffekte 

Abbau von verkehrsbedingten Belastungen, insbesondere 

Lärm und Abgase, sowie von Trennwirkungen, 
im Falle von Mehrbelastungen negatives Vorzeichen 

1 


■ 

23,188 

Summe der Projektnutzen 


236,262 




2. Investitionskosten 

Baukosten sowie Kosten für Flächenerwerb, Entschädigun- 
gen, baulichen Lärmschutz und für bauliche Maßnahmen 
zur Minderung von Eingriffen in Natur und Landschaft 


Jahroskoston 
in NSp. DM 


89,375 


3 . 


Zusammenfassung 1 

Nutzen-Kosten-Differenz in Mio, DM pro Jahr ' , 146,886 


Nutzen-Kosten-V erh ältnis 


2,6 




Anlage 2 


Projekt: Ä 20 Rostock (A 19) - Zubringer Schwedt Land; Brandenburg 


länderübergreifend BB/MV 


Projekt-Nr.: KV1002 

Stand; 09.04,92 


Umweltrisikoeinschätzung 


Kartographische Darstellung: siehe Anhang 


siehe Beiblatt 


I 



I. 


Zusammenfassung 

In großräumiger Bctracntxiiig erkermtoare Erhebliche 
Problemhäufungen mit besonderem Gewicht t' 



Anlage 3 


Projekt: Ä 20 Rostock, (A 19) - Zubringer Schwedt: 


länderiibergreifend BB/MV 


Städtebauliche Beurteilung |l 

1 . Bedeutung der von der Maßnahme berührten Bereiche 

1.1 Lage/Merkmale/Empfindiichkeiten 

- Zwei oroßrüiumige West-Ost Verbindunaen B 105/B 96/B lOÖ Rostock * Stral- 
sund - Greifswald - Pasewalk (-Stettin) und B 104 Güstrow -|j Neubrandenburg - 
Pasöwalk (-Stettin). Nebenstrecke B 1 10 Rostock - (Demmfn - Jarmen-) Anklam 
und Rostock -- (Santa) - Grimmen sowie Nord-Süd Verbindungen B 194 Stral- 
sund - (Grimmen - Demmin) - Reuterstadt - Stavenhagen, B 96 Greifswald - 
Jarmen - Neubrandenburg - und B 1 97 Akiam - Neubrandenburg und die Sticfi- 
strecken Greifswald - Wolgast und 8 111 GOtzkow * Wolgast 

- Stralsund, Greifswald und Neubrandenburg sind wirtschaftliche und kulturelle 

Zentren im Osten von Mecklenburg-Vorpommern ’ 

- Stralsund ist eine Hafen- und Industriestadt mit bedeutender historischer Altstadt 

- Greifswald ist kulturelles und wirtschaftliches Zentrum mit bedeutender histori- 
scher Bausubstanz 

- Neubrandenburg: kulturelles, wirtschaftliches und Verwaltungszentrum mit vier 

historischen Stadttoren [ 

■ Demmin, Anklam, Teterow, Maldin und Pasewaik sind Städte mit z,T. bedeuten- 
der historischer Bausubstanz 

1 .2 Konfliktbereiche ^ 

- Von den über 120 städtebaulich bewerteten Siedlungen, Dörfern und Kleinstäd- 
ten weisen ca. 40 eine höhere Empfindlichkeit auf ' 

- Stralsund: Die B 105/96 führt in Einbahnverkehr durch empfindliche, stadtkern- 

nahe Wohngebiete | 

- Greifswald: B 96 beeinträchtigt stadtkernnahe Wohngebiet^ 

- Neubrandenburg; Stadtring 6 96/B 1 04 trennt stadtkernnahe Bereiche (mit Ho- 
tels usw.) vom Stadtkern ab | 

- In Wolgast, Demmin, Jarmen, Anklam, Teterow, Pasewalk ^rhebliche städtebau- 

liche Beeinträchtigung durch Fernverkehr; z.T, liegen historisch bedeutende 
Bauten unmittelbar an FemstraSen | 


2. Maßnahmewirkungen 

sieh« Beiblatt 


Land; Brandenburg 

Projekt-Nr.; MV1002 
Stand; 09.04*92 



Nutzenänderung aufgrund städtebaulicher Effekte 


6 % 


2,8 (NKVst) 




Beiblatt zu Anlage 3 


Projekt: A 20 Rostock (A 19) - Zubringer Schwedt Land; Brandeniairg 

j I Projekt"Nr.: MV1002 

' Stand: 09.04.92 

länderübergreifend BB/MV |l 


Städtebauliche Beurteilung 

2. Maßnahmewirkungen 

2.1 Entlastungseffekte/Nutzenpotentiale ' 

Maßnahme hat den Charakter einer großräumigen Ost-West-VerbFndung zur 
Erschließung der Ostseeküste als Wirtschafte- und Freizettraum 

- Entlastung von Stadtdurchfahrten in den o.a. Konflikttjereichen abhängig von 

der Trassenlage j 

- Nutsenpotentiale werden vor allem für die Entlastung der B 1u4, B 109 und 

Bll 0 erwartet i 

- hier positive Effekte für die Stadtentwicklung der Innenstädte von Rostock, 
Prenzlau und Greifswald; Entlastung kleinerer Orte auf dieser^ Strecke 

2.2 Belastungseffekte/Risikopotentiale i 

- Belastungseffekte aus Verlagerungen im Verkehrsmengengerüst sind möglich 

- Risikopotentiale in Verbindung mit dem Trassenneubau werdjen für bebaute 
Bereiche beim derzeitigen Kenntnisstand der Planung aufgrund der dünnen 
Besiedelung in nur geringem Umfang erwartet 

3. Zusa,.™nf«serda Empfehhins ^ 

Die Maßnahme MV 1002 Neub. der A 20 Rostock (AI 9) - Ab:;i^. Stralsund - L- 
Gr.MV/BB - B-Gf, Stettin, Zubr. Schwedt ist aus städtebaulicher Sicht 
empfehlenswert! 



Anlage 4 


Projekt: A 20 Rostock (A 19) - A 11 Land: Brandenbiirg 

Projekt-Nr.: MV1002 

Stand: * 15.07.92 

länderübergreifend BB/M7 

Zusätzliche Entscheidungskriterien i 

1. Internationale Bedeutung 

E 22/E251 ii' 

ji 

2. Interdependenzen ! 


3. Planungsstand 

3,1 Einstufung BVWP ‘85 


3.2 Derzeitiger Planungsstand 

Für diesen Abschnitt haben die verkehrswirjtschaftlichen 
Untersuchungen und die Untersuchungen zur Umwelt- 
verträglichXeit begonnen. 

4. Sonstiges 

für den Abschnitt A 11 - Schwedt werden alternativ 
im Zuge der ß 166 die OU's Passow, Granzow' und Schwedt 
vordringlich eingeordnet ;l 


5. Vorliegende Stellungnahmen 

siehe Beiblatt 


6. Beschlußsituation 


Beiblatt zu Anlage 4 


Projekt: A 20 Rostock (A 19) - A 11 I Land: Brandenburg 

li Proiekt-Nr.; MV1002 

1 Stand: * 15.07,92 

länderübergreifend BB/MV |: 


5. Vorliegende Stellungnahmen 


Dafür 

- MdB Rühe !; 

- MdB Tietien I 

MdB Grochtroaim ' 

- Landrat Molketin, Grimmen | 

- Landrat Dr, Zöllner, Teterow 

- 6 Privatleute 

90 - Handwerkskammer Lübeck 

90 - Landkreis Lüchow - Dannenberg 

90 - Deutsche Handwerkskammer 

90 - Handwerkskammer Rostock 

90 “ Bürgermeister der Stadt Wismar ' 

90 - SH-Ministerium für Wirtschaft und Technik 

90 - Handwerkskammer Schwerin [ 

90 *- AG der IHK im ehemaligen Zonenrandgebiet 

91 - Städte Braunschw. ,Salzg. ,* Kreise Gifhorn,Helmst, , Wolf enbtl. Peine 

91 - MdB Eymer I 

91 - ADAC 

91 - Präsident des Senats der freien und Hansestadt Hamburg 
91 - CDU-Bürgerschaftsfraktion Hamburg I 

91 " Verkehrssenator Hamburg sowie Bremen, MV, NS, SH 
91 - Industrie- und Handelskammer Schwerini 


Dagegen 

- 890 Privatleute gegen gesamte A 20 



Projekt: a S1 


Gronau <B 54n) - westi. Haren (B 4(i2:| 

exnsctilieBliCh Teile der B 54, B 213JB 403 

" I 

texlMsise auch in HM 56 enthalten 
länderühergreiTend NW Uv’NS 16 ' 


Länge: 72,5 k«i ( auT A 31 ) i! 

< 64,5 k« Anteil A 31 in NB) ; 

Kosten: 627,0 Mio DH CPreisstand 19633 

( 510,5 Hio DH Anteil in NS) 


Technische Merkmale und Ziel des Projektes : 

4*-5trei f i 9 er Neutau der BAB (63,3 km), 2-strBi'fi5e 
<19,2 km), 2-5treiti9er Ausbau der B213 (2,5 k«) 

Entlastung der überlasteten .B54 und B403 im Raum t 
Entlastung der ODen von Ochtrup und Langenhorst i« 
derB70 

Verbesserung der Verbindung zwischen de» Rau» Line 
Ruhrgsciiet 

Minderung der Un-f al 1 ri si ken auT der 654 sowie der 
LückenschluB +ür nie A31, Emden - Bottrop 

■ 

r Neubau der B54,B402, 

chtrup 

Zuge der E54 sowie i» Zuge 

en/Meppen und dem 

B70 

Verkehrsstärke : 

Durchschnittlicher täglicher Verkehr - Kfz/24h (l 

am Werktag auf a 31 21093 

am Urlaubswerktag auf a 3i 21936 

am Wochenende auf a 3 i 22990 

KW Anteil) 

(iS. 7/i) 

(9.7/11 


Land: NS 

Projekt-Nr.: 16 

Stand; IB/03/B5 


Projetctbeurteilung 


1, Gesamtwirtschaftliche und verkehriiehe Bewertung - siehe An 

Nutzen/Kosten-Verhältnis 

age 1 

2. Regionalpolitische Bedeutung - siehe Anlage 2 

Wesentlicher Beitrag ^ur besseren Er schi i eßu'ng st 
und peripderer Gebiete 

-ukturschHacher 

3. Ökologische Beurteilung o siehe Anlage 3 

Aoschi i e&snae bkologi sene Beurteilung erst im Rah 
(Li ni enbssii mmuriö , ?! ar.'f eststsi 1 uro ) uidglicn 

men der Detai 1 p i anung 

4. Zusätzliche Entscheidungskriteiien 

Ein^elin+’orniatiDnen siehe Anlage 4 

1 

Einstufungsvorschiag für Bundesverkehrswegeplan 1985 (BVWP ’BS); 

Vordringlicher Bedarf 






Anlage K 


Projekt: 

A 31 Bronau (B 54n) - westl. Haren (B 402p 

Land: 

Projekt-Nr, 


einsthiießUch Teile der B 54, B 215, ß 402 
teilMBiBB auch in Nk 58 enthalten 
länderübergrelf end NW ll/NG 16 i 

Stand; 


I 


K5 

U 

lB/03/85 



Projektabschnitt 


A 31 Gronau (B 54n) 

Hubertushof 
(Grenie NW/NS) 

A 31 Hubertushof 

(Grenze NW/NS) 

- westl. Haren 
(B 402) 

B 54 Neub. westl. Ochtrup 

(A 31) - östl. Och- 
trup ( i nkl , 1 kra An- 
5chl. ön e 54a)-B 7ö 
B 213 A 31 - DU Linnen 


DV'NR 

Bau- 

typ 

Länge Kosten 
km 1 Mio. DM 

205 

0->4 

8.0' 

48.0 

10.0 

4088 

C)“>4 

64,5 

1 

! 439,7 

23,7 

3c5 

0->2 

j 

11. 

45,3 

13.2 

327 

2->2 

2.5 

1 

,1 13.5 

1.5 


Anlage K 


Projekt: A 31 Bronau CB SAn) - westl, Haren (B 402)11 Land; NS 

jl Projekt-Nr.: 16 

einschlieBUch Teile der B 54, B 213 , bI, 402 Stand; 18/03/B5 



teilweise auch in NW 50 enthalten 
länderübergreif end NM 11/NS 16 

1 

1 

Projektabschnitt 

Bau- Länge 

DV-NR typ }^ni 

Kosten 
Mio- DM 


B 402 OLi Meppen, Westteil 336B 0->Z 8.1 30,6 

1.5 




Anlage 1 


Projekt: 

ft 31 ßronau (B 5<1n) - westl. Haren (B 402')' 

Land: 

NS 


i' 

Projekt-Nr.: 

16 


BingchlieSlich Teile der B 54, B 213, 'B 402 
teilweise auch in Nl4 SB enthalten i 

Stand: 

18/03/B5 


länderübergreif end Nlii ll/NS i; 

1 1 




Gesamtwirtsctiattliche unii verketiriiche Bewertung 

1 ' 

1. Projektnutzen 

, 

Jährliche 
Einsparungen 
in Mio DM 

1.1 Tran»i)oi1lwstensenkungen 

Einspamngen für Betriebsführung einschl. Energie 
sowie für Fahrzeugvorhaltung 


11.220 

1JZ Kosten der Wegeeitiaitung 

Im Falle investitionsbedingter Kostensenkungen 
positive Vorzeichen bei Nutzen, sonst negatives Vorzeichen 


-3.414 

1.3 Beiträge zur Verkehrssicherheft 

Kostensenkungen durch verringerte Unfatihäuflgkeit 
und -schwere 


30,829 

1.4 Verbesserung der Erreichbarkeit 

Zeiteinsparungen der Verkehrsnutzer bei der Erreichung 
von zentralen Orten, Arbeitsstätten, Erholungsstätten 


-9,666 

1.5 Regionale Effekte 

Gesamtwirtschaftlich relevante Erschließung struktureller 
Arbeitskraftreserven und sonstiger Produktionspotentiale 
einschl, regionale Präferenzierung 


17.722 

1.6 Umweltetfekte 

Abbau innerörtlicher Belastungen durch Lärm und 

Abgase sowie von Trennwirkungen, tm Falle von Mehr- 
belastungen negatives Vorzeichen bei Nutzen. 


6.953 

Summe der Projektnutzen 


72.976 

1 

Wirkung der unteren Prognosevariante auf Projektnutzen 

47.649 

2. Investitionskosten 

Baukosten sowie Kosten für Flächenerwerb, Entschädigun- 
gen, baulichen Lärmschutz und für bauliche Maßnahmen 
zur Minderung von Eingriffen in Natur und Landschaft 


Jahreskosten 

In Mio DM 

21 . 04? 


I 


3. Zusammenfassung 

Nutzen-Kosten-Differenz in Mio DM pro Jiahr 


Sl.929 


N utzen/Kosten-Verhältnis 




Anlage 2 


Projekt: 


A 31 Gronau <B 54n) - westl. Haren (B 402 


einschließlich Teile der B 54jB 213, 
teilweise auch in NH 58 enthalten 
iändsTÜbergreitend HU U/NS U 


'I E^l 

I 


402 


Land; 

Projekt-Nr.; 

Stand'. 


NS 
1 6 

18/03/65 


ReoionaipolMe Beurteilüng 

1. Beiträge zu Ziden der Raumordnung und der regionaleii Wirtschaftspolitik 

1.1 StandortverbesscNTung strukturseshwachttr und petipherer Gebiete 

SRW ! SemeinsthaTtsaii'fgabe “Verbesserung der regionalen Wirtschaftspolitik" 
von besonderer strukturpolitischen Bedsutiing gemäß 13. Rahmenplan GRW 

IHK ; Wirkung uneingeschränkt positiv i 

IFO ! überregionale anbindungs’- sowie beschäf tigungswir ksaiue Er schl i efiung- 
funktion für das inarktferne westliche Emsiand sowie wettbewerbsver- 
bessernde ünterstatzungsf unktion für den feeehafen Emden, 


1.2 Anbindung und Veildindung zentraler Orte 

Verbesserung von OZ mit sehr schlechter Verbindungsqualität 

Emden - Ruhrgebipt 

Verbesserung sonstiger OZ: 

Verbesserung von MZ mit sehr schlechter Verbindungsqualitätt 

Leer - Meppen - Lingen - Gronau I 

Verbesserung sonstiger MZ: 


1 .3 Entlastung von Verdichtungsräumen 

keine 


1,4 Städtebauliche Verbesserungen I 

Naha Ochtrup und Neppen sowie Steinfurt bereits Ortsomgehungen geplant bzw. 
im Bau. Sie unterstützen Sanierungs- und Verkehrst eruhigungsmaßnahmen in 
Neppen, Ochtrup und Lingen. 

!; 

2. Mögliche nachteilige Effekte 

2.1 Unerwünschte Sogeffekte 


2.2 Verschärfung bestehender Konfliktsituationen 


3, Zusammenfassung |! 

WesentJi cner Beitrag zur besseren ErschiieSung stfukturschwacher 
und peripherer Behiete li 



Anlage 3 


Projekt; A 31 Bronau JB 34n) "• westl. Haren (B 402 

einschließlich Teile der B 54, B 213, 402 
teilweise auch in NU 58 enthalten | 
läncterübergreitehd NM ll/NS 16 | 


Land; 

Projekt-Nr.; l fc 

Stand: 18/03/85 


Ökologische Beurteilung 

1 . ökologische Risiken 
1,1 Charakterisierung des Planungsraumes 

Von der A 31 ausgehend verläu-ft die Ausbaustrecfce der S'eest.ln westlichen 
Teil,iiB Bereich der durchquerten Ortschaften , sind die Flachen neben der Straße 
überwiegend landwirtschaftlich genuttt-Der östliche Teil führt durch das mit 
Kiefern bestandene und mit vielen Dünen durchsetitj Gebiet des Löhner Sand. 



1.2 Betroffene Nutzungen und Funktionen 

2. Mögliche risikomindemde Maßnahmen 

3. Ergebnis 

3.1 Problemschwerpunkte und Hinweise fQr die weitere Planung 


\ 


> siehe Beiblatt 





3.2 Zusammenfassung | 

Abschließende ökoiogischB Beurteilung erst ins Rahrnjen 
(Li nienbestiffiffiung , PI anf eststel 1 ung I möglich j 


der Detailplanung 



SdiWne Nubungs- 
(Funktiorepoieritiaie 

ifertireltung polantiellBr 
Kcnflikifetdsr 

VbtliOff- 

setwnder 

MOfllicha risilinmndemde 
Maßn^en (Nc vergl. XalBläg) 



RekDpiad 

Typus WirkaaiikBit 


ÖkQlogische Rtelkoemschätzung Beilage zu Anlage 3 

Projektbezogene quairtative Ergebniszusammenfassung 

Arbe'rtsgemelnschaft IGS Ingenieurgemelnschaft Stolz, 4044 Kaarst Planungsgruppe Ökologie + Umwelt, 3000 Hannover 


Land: Nledeieachsen 

Projekt: A 31 westl. Haron (0402) ' 

Sciiuettorf/LandMgrenze 

NS/NW 

Länge; 6«, 7 km 
Proie)<t-Nr.;NS 16 
Stand; 28.2.1985 


BodfipotinlU 

w AgrarflÄchsn 

— WteldJächtm 

WiitwdifiQiCwCipot* 

— Gwnflwassef 

— Ot«dl$crienge«fiaser 

BlatnpfMartU 

— ■ FgMphtgebista 

— Trcwtenost'«» 

— Oebiäfe" 

Ortuhnoipotimiil 
~ Ertidung^BMo 

— ..nafurbrtoflW Gobi««“ 


gFOBeivr StrwkgtDibscH'iiit 
iBllOmBictie 


gMame Läng« 
punKtuell 


lillborBlche 

ruHMTOiehe 


grStortr Stnocl<en»l*chnill 


sehr hoch 
mtinil 


S, 15, 17, ie 
5 10, 11. 15. 17, Ifl 


<. 5 19. 21, 22. 24. 2$ 
S. e, 7. 21 


i, i T-1«, iS-Sl, 23-26 
9-15 19-21. 23-2« 


12. 14-1T. 20, 21, 2B 


’ GkCiaMjnMilung nicTi ItammtiNnturwi. zuriWcr« IntcumtHünitiuii 6e< SFANL für «usgcwthne Pri#M. j 
'* Di« SViMumMt efeir rlalKarninotmi;l«n M«Bn«hmi)n kt Im MMntidion M>n tim äMUttung tiar Planung Im oWii abhAngie. 


1. Ökologiaehe fllellan 

1.1 KuräMMchivtiHing de* twtroffenen Raumes, Bedeutung/ 
Vbitwiaatung der l^ntlal« 

— Siehe ProjBktintbrmation Anlage 3 — 

1.2 Betremrne Nutzungen und Funktlenen 

— Siehe die tabellarische Zusammenstellung Im Seitenkopf - 

2. Mögliche itklkomlndemde MeBnehmen 

Die grundsätzlich irrfrage kommenden risikomindernclen Maß- 
nahmen sind In der Tabelle im Seitenkopf airfgeführt. Die Ziffern 
bedeuten; 

1, Äederunfl der Linienlührung 

2, Än^rung der Sradienla 

3 , Verwendung vtm der Verkehrbedeutung und der Verkonra- 
belastung engepaften Quefschnitts- und Knotenounktsformen 

4, Gfunöbauteehnisijhe Maßnahmen zur Sicherung der Hleßvemaipiis- 
se des Grundwaeaere 

5, Sammlung unci Ki&rung des Ikin der SlraßenHßche äbtliofierldeA 
Wassers 

6, Fasaung von Queiiscnüttuogen 

7, Natumeher Ausbau wsn Fliefigewassem 
ä Schutzmaßnehrnefi für Amphibien 

9. Biotopneubildung, Erhaltung von Glotopmlnimumarealen 
tä Wilddurchlässe Und -brücton. 
lt. vvildsehüt&ßune 

12. Tuflhellagen 

13. Brücken. Autstanderunsen 

14. UarmÄhUtzwälle und WSnde 
15 Bepflarmjngsmaanahllien 

ie. Abiiechen von Böschungen. Getandetnodeliierungen 
17. Schaffung ausreiehendor Ober- und Urrtarfühamgen 
19. Senaifung von ausr^ehendan ibUettenenlagan auf allen Parkplätzen 
sa Gadetta AupabW von AbgrabungE-. AufschOitungs- und Zyvischenia- 
gerungsplätüen 

S1. ViiktiaKenaauflagen während des BaubMriaba 

22. Infiltration das abgepuitipten WasMW bei Grundwasserabsenkungen 

39. VerpHanjBrt/UmsieBen seltener Pflanzen- und Tierarwn 

24. Mechanische Pflege dec ShaBenander 

25. Einschränkung der Tauaalzverwendung 

26. iSeschwindigkertbegrerctung zur Lfirmmindatung 

Die endgOttige Auswahl dsr anzuwenden MaBnähmän kann erst 
bei der Oetailplänung auf den nacMoloendän Planungstufen ge- 
troffen werden. 

3. Ergcbnic 

3.1 Probbmachweriiunlct* und Hfnw«lfM für dl* waltom 
Planung 

3.11 HImwiM zu KonfliktKhVHirpunMwn, Folgawlrlojngen, 
EirtlaBtungMfMktm und wrtlatondeR Unt«r*uchungen 

Das Vorhaben bezweckt eine verbesserte Verkehrsanbindung des 
Ruhrgableies an das im Aufbau befindliche Industrie- und Hafen- 
gebiet Emden/Dollart SoHten aerüberhinaus auch im verlauf der 
Trasse Industrielle und gewerbliche QroBobjekte entstehen, ist in 
dieser bislang relativ ungeetbrten ländlichen Gegend mit zusätzli- 
chen Belastungen der Landechaftspotentiale zu rechnen. 

Eine Entlastung der vorhandenen B 70 und der Ortsdurchfahrten 
im Zuge der B 7o ist anzunehmen. 

Neben vorwiegend Grüniandft&chen werden auch stellenweise 
Waldflächen, die In dieser Region relativ selten sind, dumh die Tras- 
se in Anspruch genommen, 

Großflächige, teilweise bereits als Wasseraohuiz- und Schongebiata 
ausgewiesane GW-Vorkommen werden durchechnltten. Da hier nur 
geringmächtige Deckschichten schützen, besteht Verschmui- 
zungsgefahr. 

Auf mehreren Streckenabschnitten wird mit der Trasse eine der sel- 


tenen großräumigen Moorlandschaften angeschnitten. Zwar snd 
durch AhtorfungsmaSnahmen die Biotopfunktionen der Moore be- 
reits beeinthäcntigL dennoch zeigt das niedersächsiche Meor- 
schutzprogrärntTi, noch schutzwOffllge Restflächen aut. Im Auswir- 
kungsberaich der Trasse gelten als besonders schutzwOrdig: Teil- 
flächen des Taudpndschrtttmoofs, Versener Mtxwes, Klein Fuilener 
Moores, Rühier Mooree und Groß Heneper Moores. Weitere Pro- 
blemschwerpunl^e sind die DurchSChneidung des Eiberberger 
Moorweidkomplexss, des Teichgebietes Lescheder Feld und die 
Überquerung der Vechte, 

Als Erholungsgabiflte besonderer Bedeutung werden durch be- 
triebsbedingte Auswirkungen beeinträchtig!: Dankersee und das 
Dalumer Feld, 1 

Zu den GW- unäpotoppotantiaten sowie zur Wirksamkeit fisikomm- 
dernder Maßnahmen sind vertiefte Untersuchungen notwendig. 


' westl, Meppen (B 402 n): 


3.12 PMnungwkMnd, vorllegvncl« ÖJwlofllKihfl UnUnuchun* 
g*n und Ihn* BigebriftmiwmmenfMaung (Angaben der 
ÜAndar) 

Abschnitt westl- jHaren (B 402) — westl, Meppen (B 402 n): 
Bauentwurf in Arbeit 

Ausweisung landschaftapfleger Maßnahmen im Fachpian von 1979 
— Ausgleich ini Bereich des Tausendschrittmoores ist durch An- 
kauf einer Pilifferzone gegeben. 

Überarbeitung des Faohpianes für 198$ vorgesehen (Anpassung 
an das Nö$, NakSchG) 

Abschnitt weslI.llMeppen (B 402 n) — westl. Lingen (B 213): 
Bauentwurf in Arbeit 

Abschnitt westl. Ungen (B 213) — nördi, SchütlOff (A 30); 
Unienbestimmung 1881 

Abschnitt nördi. Sohüttorf (A 30) — üdQrz, N&NW; 
Raumordnungsverfahren abgeschlossen 



Anlage 4 


Projekt: 


(\ 31 


Bronau (B 54n) - westl. Haren (B 402 


einschließlich Teile der B 54, B 213 
teilHeiee auch in Hk 56 enthalten 
1 ander übergreitenü NW ll/NS 16 


Ö 402 


■«H 


I 


Land; “ HS 
Projekt-Nr.: 16 

Stand; 16/03/65 


Zusätzliche EntscheidungskritBrien ; 

1. Internationale Bedeutung 

Europastraöe E 72 Auslanrieranteil am 6e5aiiitver;kehr t 16*4X 


2. Wirkung auf DB 


3. Alternativen 


4. Planungsstand ; 

VDruntersuchung/Raumordnungsveriahren iäutt lOD ft 
Linie nach I 16 FSTrS bestiioiit 70 % 
Entwurf liegt vor 20 fe 


5. Konjunkturelle Effekte 

23^1 Arbeitsplätze bei einer angenommenen Bauzeit von 4 iJahren in der Bau- 
und Zuliefererindüstrie j 

6, Vorliegende Stellungnahmen 


siehe Beiblatt :u Anlage 4 



7. Beschlußsituation 



Beiblatt zu Anlage 4 


Projekt: 31 Gronau <B 54nl - westl. Haren (B 402j) 

einschUeßiich Telle der B 54, B 213, B 402 
tellHeise auch in NM 5S enthalten i 
länderübergreilend NW U/NS 16- 


Land: NS 

Projekt-Nr.: 16 

Stand; 18/03/85 


6. Vorliegende Steliungnahmen 


ür 


Dagegen 


82 Kommunen 

82 ötadt Bentheim 
Kreise 

83 Besaifttgeaeinde Dörpen 
Land NB 

83 Stadt Schüttort 

Land NW 

63 Landkreis Emsland 

83 MdB Oostergetelo 

84 Landkreis Eratschatt Bentheim 
MdB Hürlanri 

G4 MdB Seitera, Parlamentarischer Geschä-f tsf ührer der CDU 

83 MdB Dfi Linland 

B4 MdB Strube 

84 MdB Oostergetelo 

B4 IHK -für Ost'f r i esl and und Papenbijirg 

83 Die Grünen 

84 BUND 

81 Bürgerinitiative Herrlichkeit Lembeck 
84 Deutscher Bund -für Vogelschut: 

84 Betroffene 

84 Oerband für Natur- und Umweltschut: 

B4 Bürgerinitiative gegen A 31 
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